Ein Service des Bundesministerium der Justiz und flir Verbraucherschutz
sowie des Bundesamts fiir Justiz — www.gesetze-im-internet.de

Gesetz uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten
(Soldatenentschadigungsgesetz - SEG)
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Ausfertigungsdatum: 20.08.2021

Vollzitat:

"Soldatenentschadigungsgesetz vom 20. August 2021 (BGBI. | S. 3932, 3933), das zuletzt durch Artikel 1 der
Verordnung vom 10. Juni 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 143) geandert worden ist"

Stand: Zuletzt geandert durch Art. 1V v. 10.6.2025 | Nr. 143

Das G tritt gem. Art. 90 Abs. 1 G v. 20.8.2021 1 3932 am 1.1.2025 in Kraft. Gem. Art. 90 Abs. 4 Satz 1 dieses G
treten § 6 Abs. 5 u. § 18 Abs. 2 am 1.10.2021 in Kraft.

FuBBnote

(+++ Textnachweis ab: 1.10.2021 +++)
(+++ Zur Anwendung vgl. & 47 Abs. 3, § 48 Abs. 3 +++)
(+++ Zur Geltung vgl. §§8 1 u. 2 SEV +++)

Das G wurde als Artikel 1 des G v. 20.8.2021 |1 3932 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates
beschlossen
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Kapitel 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Personlicher Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt fur
1. Personen, die eine Wehrdienstbeschadigung erlitten haben,
2. Angehdrige und Hinterbliebene der in Nummer 1 genannten Personen.

§ 2 Begriffshestimmungen
(1) Geschadigte Person ist eine Person, die eine Wehrdienstbeschadigung erlitten hat.

(2) Primare Gesundheitsstérungen sind solche, die nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft
durch ein schadigendes Ereignis hervorgerufen werden kénnen und zeitlich als erste auftreten.

(3) Sekundare Gesundheitsstérungen sind solche, die nach dem aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft
aus der primaren Gesundheitsstérung entstehen kénnen.
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(4) Angehdrige sind

1 die Ehegattin oder der Ehegatte einer Soldatin oder eines Soldaten,

2 die Kinder einer Soldatin oder eines Soldaten,

3. die Stiefkinder einer Soldatin oder eines Soldaten, die in den Haushalt aufgenommen worden sind,
4

die Pflegekinder einer Soldatin oder eines Soldaten.

(5) Andere zur hauslichen Gemeinschaft gehérende Personen sind Personen, auf die sich die
Umzugskostenzusage des Dienstherrn nach § 6 Absatz 3 Satz 3 des Bundesumzugskostengesetzes bezieht oder

beziehen wiirde.

(6) Hinterbliebene sind

die Witwe oder der Witwer der geschadigten Person,

die Waisen der geschadigten Person,

die Stiefkinder, die in den Haushalt der geschadigten Person aufgenommen worden sind,

die Pflegekinder der geschadigten Person,

die Eltern der geschadigten Person,

die Stiefeltern oder Pflegeeltern der geschadigten Person, wenn sie der geschadigten Person zum
Zeitpunkt des Versterbens unentgeltlich Unterhalt geleistet haben,

7. die GroReltern der geschadigten Person, wenn die verstorbene geschadigte Person ihnen Unterhalt
geleistet hat oder hatte.

Stiefkinder nach Satz 1 Nummer 3 und Pflegekinder nach Satz 1 Nummer 4 stehen den Waisen nach Satz 1
Nummer 2 gleich. Berechtigte nach Satz 1 Nummer 6 und 7 stehen den Eltern nach Satz 1 Nummer 5 gleich.

o v kA wnN =

(7) Pflegekinder sind Personen, mit denen eine Soldatin oder ein Soldat oder eine geschadigte Person durch
ein familienahnliches, auf Dauer angelegtes Band verbunden ist, sofern die Soldatin oder der Soldat oder die
geschadigte Person die Personen nicht zu Erwerbszwecken in den Haushalt aufgenommen hat und das Obhuts-
und Pflegeverhaltnis zu den Eltern nicht mehr besteht.

§ 3 Wehrdienstbeschadigung

(1) Eine Wehrdienstbeschadigung liegt vor, wenn die primare Gesundheitsstérung durch eines der folgenden
schadigenden Ereignisse verursacht worden ist:

1. einen Unfall wahrend der Ausiibung des Wehrdienstes,
2 eine Wehrdienstverrichtung,

3. die dem Wehrdienst eigentimlichen Verhaltnisse,

4 einen Angriff auf die Soldatin oder den Soldaten

a) wegen des pflichtgemalien dienstlichen Verhaltens oder
b) wegen des Status als Soldatin oder als Soldat,

gesundheitsschadigende Verhaltnisse wahrend der Verwendung im Ausland oder
einen Angriff auf die Soldatin oder den Soldaten bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder Unruhen wahrend der
Verwendung im Ausland.

Eine Wehrdienstbeschadigung liegt nicht vor, wenn die geschadigte Person die Gesundheitsstérung vorsatzlich
herbeigefiihrt hat.

(2) Zum Wehrdienst gehéren auch

1. Dienstreisen und die dienstliche Tatigkeit am Bestimmungsort,
2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen,
3. Nebentatigkeiten im 6ffentlichen Dienst oder in dem ihm gleichstehenden Dienst, zu deren Ubernahme

die Soldatin oder der Soldat nach § 20 Absatz 7 des Soldatengesetzes verpflichtet ist,
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4, Nebentatigkeiten, deren Wahrnehmung von der Soldatin oder dem Soldaten im Zusammenhang mit
den Dienstgeschaften erwartet wird, sofern die Soldatin oder der Soldat hierbei nicht in der gesetzlichen
Unfallversicherung nach dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch versichert ist, sowie

5. das Erscheinen zur Feststellung der Wehrdienstfahigkeit, zur Eignungsuntersuchung und
Eignungsfeststellung oder im Rahmen der Dienstleistungs- oder Wehriberwachung auf Anordnung einer
zustandigen Dienststelle.

(3) Als Wehrdienst gilt auch das Zuricklegen des mit dem Dienst zusammenhangenden Weges zu und von der
Dienststelle. Hat die Soldatin oder der Soldat wegen der Entfernung ihrer oder seiner standigen Familienwohnung
vom Dienstort am Dienstort oder in dessen Nahe eine Unterkunft, so gilt Satz 1 auch flir den Weg zwischen der
Familienwohnung und der Dienststelle oder der Unterkunft am Dienstort. Der Zusammenhang mit dem Dienst gilt

als nicht unterbrochen, wenn die Soldatin oder der Soldat
1. von dem unmittelbaren Weg zwischen der Wohnung und der Dienststelle in vertretbarem Umfang
abweicht,

a) um ein eigenes Kind, fur das ihr oder ihm dem Grunde nach Kindergeld zusteht, wegen ihrer oder
seiner eigenen Berufstatigkeit oder der Berufstatigkeit ihres oder seines Ehegatten in fremde
Obhut zu geben oder aus fremder Obhut abzuholen oder

b) weil sie oder er mit anderen berufstatigen oder in der gesetzlichen Unfallversicherung versicherten
Personen gemeinsam ein Fahrzeug fur den Weg zu und von der Dienststelle benutzt oder

2. in ihrer oder seiner Wohnung Dienst leistet und Wege zurlcklegt, um ein Kind im Sinne der Nummer 1
Buchstabe a in fremde Obhut zu geben oder aus fremder Obhut abzuholen.

(4) Von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sind auch Unfalle erfasst, welche die geschadigte Person erleidet

1. wahrend einer MaBnahme nach den Kapiteln 3 bis 5,

2. wahrend des Erscheinens auf Anordnung einer Behérde oder eines Gerichts wegen der
Wehrdienstbeschadigung oder

3. auf dem jeweils erforderlichen Hin- und Rickweg.

Ein Unfall, den die Soldatin oder der Soldat bei der Gewahrung der unentgeltlichen truppenarztlichen Versorgung
oder auf einem hierzu notwendigen Weg erleidet, gilt ebenfalls als Unfall nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1.

(5) Als Wehrdienstbeschadigung gilt auch, wenn statt der primaren Gesundheitsstérung die Beschadigung oder
der Verlust eines im oder am Kérper getragenen Hilfsmittels vorliegt.

§ 4 Besondere Fallgestaltungen

(1) Als Wehrdienstbeschadigung qgilt die bei einer Verwendung im Ausland auBerhalb des Dienstes erlittene
primare Gesundheitsstérung, wenn sie verursacht worden ist durch

1. vom Inland wesentlich abweichende Verhaltnisse wahrend einer besonderen Verwendung nach § 87
Absatz 1 des Soldatenversorgungsgesetzes oder
2. einen Unfall oder eine Erkrankung im Zusammenhang mit einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft

in dem auslandischen Staat, in dem die Soldatin oder der Soldat verwendet wird, oder den Umstand, dass
die Soldatin oder der Soldat aus sonstigen, mit dem Dienst zusammenhangenden Griinden, die sie oder er
nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen ist, oder

3. einen gegen die Soldatin oder den Soldaten oder eine andere Person gerichteten vorsatzlichen,
rechtswidrigen tatlichen Angriff oder durch dessen rechtmaRige Abwehr; einem tatlichen Angriff steht die
vorsatzliche Beibringung von Gift sowie die wenigstens fahrlassige Herbeiflihrung einer Gefahr fur Leib
und Leben eines anderen durch ein mit gemeingefahrlichen Mitteln begangenes Verbrechen gleich.

Satz 1 Nummer 3 gilt auch, wenn sich der tatliche Angriff oder dessen rechtmaBige Abwehr auf dem Hinweg ins

Ausland oder auf dem Rickweg ereignet.

(2) Als Wehrdienstbeschadigung gilt auch, wenn

1. die Soldatin oder der Soldat zur Wahrnehmung einer Tatigkeit, die 6ffentlichen Belangen oder dienstlichen
Interessen dient, vom Wehrdienst beurlaubt wird und auf Grund dieser Tatigkeit, durch einen Unfall
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wahrend der Ausibung dieser Tatigkeit oder auf dem jeweils erforderlichen Hin- und Rickweg eine
primare Gesundheitsstérung erleidet,

2. eine nicht nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 9 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch versicherte
Begleitperson einer geschadigten Person im Falle von § 3 Absatz 3 einen Unfall und dadurch eine primare
Gesundheitsstérung erleidet,

3. Angehdrige oder andere zur hauslichen Gemeinschaft der Soldatin oder des Soldaten gehdrende
Personen, die in dem auslandischen Staat, in dem die Soldatin oder der Soldat verwendet wird,
oder auf dem Hin- und Rickweg infolge eines gegen sie oder eine andere Person gerichteten
vorsatzlichen, rechtswidrigen tatlichen Angriffs oder durch dessen rechtmallige Abwehr eine primare
Gesundheitsstorung erleiden,

4, das Kind einer Soldatin durch eine Wehrdienstbeschadigung der Mutter wahrend der Schwangerschaft
unmittelbar eine primare Gesundheitsstérung erleidet.

(3) Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 2 Nummer 1 bis 3 gelten nicht, soweit in diesen Fallen Anspriiche
nach anderen gesetzlichen Regelungen bestehen oder Leistungen von anderer Seite gewahrt werden.
Schadensersatzanspriche auf Grund fahrlassiger Amtspflichtverletzung nach § 839 Absatz 1 des Blirgerlichen
Gesetzbuchs sind nicht ausgeschlossen.

§ 5 Anerkennung der Schadigungsfolgen

(1) Als Schadigungsfolge wird die sekundare Gesundheitsstorung anerkannt, die in ursachlichem Zusammenhang
mit der Wehrdienstbeschadigung steht.

(2) Zur Anerkennung der Schadigungsfolge gentigt die Wahrscheinlichkeit des ursachlichen Zusammenhangs
zwischen der sekundaren Gesundheitsstdorung mit der Wehrdienstbeschadigung.

(3) Wenn die zur Anerkennung einer Schadigungsfolge erforderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht
gegeben ist, weil Uber die Ursache der primaren oder der sekundaren Gesundheitsstérung in der medizinischen
Wissenschaft Ungewissheit besteht, kann mit Zustimmung des Bundesministeriums der Verteidigung die
Schadigungsfolge anerkannt werden. Die Zustimmung kann allgemein erteilt werden.

(4) War die Soldatin oder der Soldat durch eine Wehrdienstverrichtung oder durch die dem Wehrdienst
eigentumlichen Verhaltnisse besonderen Einwirkungen ausgesetzt und erkrankt sie oder er infolgedessen an einer
Krankheit, die in Anlage 1 der Berufskrankheiten-Verordnung aufgefihrt ist, so wird die Schadigungsfolge nach
MaBgabe des § 9 Absatz 1 und 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch anerkannt. Bei der Entscheidung Uber die
Anerkennung sind auch Tatigkeiten zu berucksichtigen, die den Versicherungsschutz nach den § 2, § 3 oder § 6
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch begrinden, wenn

1. diese Tatigkeiten ihrer Art nach geeignet waren, die Berufskrankheit nach § 9 Absatz 1 Satz 1 des Siebten
Buches Sozialgesetzbuch zu verursachen, und

2. die besondere Einwirkung Uberwiegend durch ein schadigendes Ereignis nach § 3 Absatz 1 verursacht
worden ist.

(5) Die Entscheidung Uber die Anerkennung einer Schadigungsfolge qgilt fir die Zeit nach Beendigung des
Wehrdienstverhaltnisses fort.

FuBnote
(+++ § 5: Zur Geltung vgl. § 1 SEV +++)
§ 6 Grad der Schadigungsfolgen

(1) Ist fur eine geschadigte Person die Schadigungsfolge anerkannt worden, so wird fur sie der Grad der
Schadigungsfolgen festgesetzt.

(2) Der Grad der Schadigungsfolgen ist nach den allgemeinen Auswirkungen der kdrperlichen, seelischen,
geistigen oder Sinnesbeeintrachtigungen, die durch die Schadigungsfolge bedingt sind, in allen Lebensbereichen
zu beurteilen. Er ist nach Zehnerwerten von 10 bis 100 zu bemessen. Ein bis zu 5 Grad geringerer Grad der
Schadigungsfolgen wird vom hdheren Zehnergrad mit umfasst. Bei geschadigten Kindern und Jugendlichen
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ist der Grad der Schadigungsfolgen nach dem Grad zu bemessen, der sich bei Erwachsenen mit gleichen
Schadigungsfolgen ergibt, soweit damit keine Schlechterstellung der Kinder und Jugendlichen verbunden ist.

(3) Voribergehende sekundare Gesundheitsstorungen sind nicht zu berlcksichtigen; als voribergehend gilt ein
Zeitraum von bis zu sechs Monaten.

(4) Ist bei der geschadigten Person neben einer Schadigungsfolge auf Grund einer Wehrdienstbeschadigung auch
eine Schadigungsfolge auf Grund eines schadigenden Ereignisses nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch
oder nach einem Gesetz, welches die Anwendung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch vorsieht, anerkannt
worden, so ist ein einheitlicher Grad der Schadigungsfolgen festzusetzen.

(5) Das Bundesministerium der Verteidigung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates Folgendes zu regeln:

1. die Grundsatze fur die Beurteilung und Bemessung des Grades der Schadigungsfolgen im Sinne des
Absatzes 2,

2. die Grundsatze fur die Anerkennung einer sekundaren Gesundheitsstérung als Schadigungsfolge sowie

3. das Verfahren fur die Fortentwicklung der in den Nummern 1 und 2 genannten Grundsatze.

FuBBnote

(+++ § 6 Abs. 2: Zur Geltung vgl. § 1 SEV +++)

§ 7 Leistungen der Soldatenentschadigung

1) Eine geschadigte Person hat wegen der anerkannten Schadigungsfolge und deren wirtschaftlicher Folgen
nspruch auf folgende Leistungen:

> =

Ausgleich fiir gesundheitliche Schadigungsfolgen nach MalRgabe des Kapitels 2,
Leistungen der medizinischen Versorgung nach MaBgabe des Kapitels 3,
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach MaRgabe des Kapitels 4,
Leistungen zur Sozialen Teilhabe nach MaBgabe des Kapitels 5,

Leistungen des Erwerbsschadensausgleichs nach MaRgabe des Kapitels 6,
Leistungen nach MaBgabe der §§ 52 bis 55.

o v kA wnN e

(2) Angehdrige, die selbst keine geschadigte Person sind, haben Anspruch auf Erstattung von Kosten fur
psychotherapeutische Leistungen in besonderen Fallen nach MalRgabe des § 51.

(3) Hinterbliebene haben Anspruch auf folgende Leistungen:
1. Leistungen an Hinterbliebene nach MaRgabe des Kapitels 7,
2. Sterbegeld nach MaRgabe des Kapitels 9,

3. Anspruch auf Erstattung von Kosten flir psychotherapeutische Leistungen in besonderen Fallen nach
MaBgabe des § 51.

(4) Die Partnerin oder der Partner einer mit der verstorbenen geschadigten Person verfestigten
Lebensgemeinschaft hat Anspruch auf Ausgleichszahlung nach MaRgabe des § 50.

(5) Anspruch auf Leistungen bei Uberfiihrung und Bestattung nach Kapitel 8 hat die Person, die zunéachst die
Uberfuhrung oder Bestattung einer geschadigten Person bezahlt hat.

§ 8 Antragserfordernis
(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden auf Antrag gewahrt.

(2) Wahrend des Wehrdienstverhaltnisses kann das Verwaltungsverfahren zur Prifung der Gewahrung von
Leistungen nach diesem Gesetz auch von Amts wegen eingeleitet werden.

§ 9 Anspruchskonkurrenz
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Anspruche auf Leistungen der Soldatenentschadigung gehen Ansprichen auf Leistungen der Sozialen
Entschadigung vor, soweit sie auf derselben Ursache beruhen.

§ 10 Verhaltnis zu Leistungen anderer Trager

(1) Die Leistungen der Soldatenentschadigung gehen Leistungen anderer Trager, insbesondere anderer
Sozialleistungstrager, vor.

(2) Ausgleichszahlungen nach den §§ 11 und 43 Absatz 1 sowie den §§ 44 und 45 werden nicht als Einkommen
oder Vermdgen auf andere Sozialleistungen oder auf Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
angerechnet.

(3) Leistungsanspruche aus privaten Sicherungs- und Versorgungssystemen sind auf Leistungen der
Soldatenentschadigung nicht anzurechnen.

Kapitel 2
Ausgleich fur gesundheitliche Schadigungsfolgen

§ 11 Ausgleich fir gesundheitliche Schadigungsfolgen

(1) Geschadigte Personen erhalten einen Ausgleich fiir gesundheitliche Schadigungsfolgen als monatliche Zahlung
in Héhe von

1. 434 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 30 und 40,

2 868 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 50 und 60,

3 1 302 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 70 und 80,

4, 1 736 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 90,

5 2 169 Euro bei einem Grad der Schadigungsfolgen von 100.

(2) Der Ausgleich nach Absatz 1 Nummer 5 erhéht sich fir geschadigte Personen mit besonderer Belastung durch
schwerste Schadigungsfolgen um 20 Prozent. Eine besondere Belastung durch schwerste Schadigungsfolgen liegt
insbesondere dann vor, wenn in mindestens zwei Funktionssystemen eine Schadigungsfolge anerkannt ist, die bei
Einzelbewertung bereits einen Grad der Schadigungsfolgen von 100 und zusatzlich von mindestens 80 bedingt.

§ 12 Abfindung

(1) Einer geschadigten Person, die das 18. Lebensjahr vollendet hat und einen Anspruch auf eine monatliche
Zahlung nach § 11 Absatz 1 hat, kann auf Antrag eine Abfindung gezahlt werden, wenn nicht zu erwarten ist, dass
innerhalb der nachsten finf Jahre der Grad der Schadigungsfolgen wesentlich sinkt.

(2) Die Zahlung der Abfindung erfolgt jeweils flr fiinf Jahre (Abfindungszeitraum). Der Abfindungszeitraum beginnt
mit dem auf den Antrag folgenden Monat.

(3) Die Héhe der Abfindung betragt das 60-Fache der monatlichen Entschadigungszahlung nach § 11 Absatz 1. Auf
die Abfindung sind bereits geleistete monatliche Entschadigungszahlungen anzurechnen.

(4) Mit Zahlung der Abfindung sind die Anspriiche auf die monatlichen Entschadigungszahlungen flr die Dauer
von flnf Jahren abgegolten.

§ 13 Hohe und Zeitpunkt der Anpassung, Verordnungsermachtigung

(1) Die Hohe der monatlichen Zahlungen nach § 11 Absatz 1 wird jeweils entsprechend dem Prozentsatz
angepasst, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversicherung verandert. Die sich durch
die Anpassung ergebenden Betrage sind bis 0,49 Euro auf volle Euro abzurunden und ab 0,50 Euro auf volle Euro
aufzurunden.

(2) Die Anpassung erfolgt durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Verteidigung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, jeweils zum gleichen Zeitpunkt, zu dem die Renten der gesetzlichen
Rentenversicherung angepasst werden.

Kapitel 3
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Leistungen der medizinischen Versorgung

Abschnitt 1
Medizinische Versorgung wahrend des Wehrdienstverhaltnisses

§ 14 Medizinische Versorgung

Flr die anerkannte Schadigungsfolge erhalten Soldatinnen und Soldaten wahrend des Wehrdienstverhaltnisses
Leistungen der medizinischen Versorgung im Rahmen der unentgeltlichen truppenarztlichen Versorgung nach §
69a des Bundesbesoldungsgesetzes.

Abschnitt 2
Medizinische Versorgung auBBerhalb des Wehrdienstverhaltnisses

Unterabschnitt 1
Grundsatz und Leistungen

§ 15 Grundsatze der medizinischen Versorgung

(1) Fur die anerkannte Schadigungsfolge erhalten geschadigte Personen, die sich nicht im Wehrdienstverhaltnis
befinden, medizinische Versorgung nach dem Ersten, Zweiten und Funften Unterabschnitt des Ersten
Abschnitts des Dritten Kapitels des Siebten Buches Sozialgesetzbuch unter Beachtung des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. Dabei gelten die Grundsatze der
Leistungserbringung der gesetzlichen Unfallversicherung.

(2) Die Leistungen werden mit allen geeigneten Mitteln méglichst frihzeitig erbracht, um

1. die Gesundheitsstérung zu beseitigen oder zu bessern, die Verschlimmerung zu verhiten und die Folgen
zu mildern sowie

2. den Pflegebedarf zu decken.

(3) Qualitat und Wirksamkeit der Leistungen der medizinischen Versorgung haben dem allgemein anerkannten
Stand der medizinischen Erkenntnisse zu entsprechen und den medizinischen Fortschritt zu bertcksichtigen. Sie
werden ohne Kostenbeteiligung der geschadigten Person als Dienst- und Sachleistung zur Verfugung gestellt,
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

§ 16 Katalog der Leistungen der medizinischen Versorgung

Die Leistungen der medizinischen Versorgung umfassen insbesondere:

1. arztliche, zahnarztliche und psychotherapeutische Behandlung nach den § 27 Absatz 1 Nummer 2 und
Nummer 3 und § 28 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch,
2. Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln nach den § 27 Absatz 1 Nummer 4 und § 29 des Siebten

Buches Sozialgesetzbuch,

3. Versorgung mit Heilmitteln nach den § 27 Absatz 1 Nummer 4 und § 30 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch,

4, Versorgung mit Hilfsmitteln und Kérperersatzstiicken sowie die Gewahrung einer Pauschale zum Kleider-
und Wascheverschleill nach den § 27 Absatz 1 Nummer 4, Absatz 2 und § 31 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch,

stationare Behandlung nach den § 27 Absatz 1 Nummer 6 und § 33 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch,

Leistungen der medizinischen Rehabilitation nach § 27 Absatz 1 Nummer 7 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 42 Absatz 2 Nummer 1 und 3 bis 7 und Absatz 3 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch,

7. hausliche Krankenpflege nach den § 27 Absatz 1 Nummer 5 und § 32 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch,

8. Leistungen bei Pflegebedurftigkeit nach § 44 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch nach Magabe des §
17,

9. Leistungen zur Mobilitat nach § 18,
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10. Leistungen der Haushaltshilfe und Ubernahme der Kinderbetreuungskosten nach § 74 Absatz 1 bis 3 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch,

11. Reisekosten nach § 43 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch,
12.  Krankengeld der Soldatenentschadigung nach Kapitel 3 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2,

13.  sonstige Leistungen zur Erreichung und Sicherstellung des Erfolges der Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation.

§ 17 Leistungen bei Pflegebediirftigkeit

(1) § 44 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. Fur die Berechnung der Hohe des Pflegegeldes
ist ein Mindestbetrag von 467 Euro und ein Hochstbetrag von 2 075 Euro zugrunde zu legen.

(2) § 13 gilt entsprechend.

(3) Fur die Dauer einer Heimpflege von mehr als einem Monat kénnen einkommensabhangige Geldleistungen
nach diesem Gesetz um hdchstens die Halfte gemindert werden, soweit dies nach den persdnlichen Bedlrfnissen
und Verhaltnissen der geschadigten Person angemessen ist. Der Ausgleich fir gesundheitliche Schadigungsfolgen
bleibt bei der Minderung auBer Betracht.

§ 18 Leistungen zur Mobilitat
(1) Far die Leistungen zur Mobilitat gilt § 40 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates Folgendes zu regeln:

1. die Grundsatze, die fur die Leistungen zur Mobilitat maBgebend sind,
2. die Hohe der Leistungen und das Bewilligungsverfahren.
FuBBnote

(+++ § 18: Zur Geltung vgl. § 2 SEV +++)

Unterabschnitt 2
Krankengeld der Soldatenentschadigung

§ 19 Krankengeld der Soldatenentschadigung

(1) Geschadigte Personen, die infolge der anerkannten Schadigungsfolge arbeitsunfahig sind, erhalten
Krankengeld der Soldatenentschadigung. Die geschadigte Person hat das Vorliegen der Arbeitsunfahigkeit
nachzuweisen.

(2) Arbeitsunfahigkeit liegt vor, wenn die geschadigte Person auf Grund der anerkannten Schadigungsfolge
ihre zuletzt vor der Arbeitsunfahigkeit ausgeubte Erwerbstatigkeit nicht mehr oder nur unter der Gefahr der
Verschlimmerung des Gesundheitszustands ausflihren kann.

(3) Frihere Soldatinnen und frihere Soldaten, die nach Beendigung des Wehrdienstverhaltnisses infolge

der anerkannten Schadigungsfolge arbeitsunfahig sind und vor Beginn des Wehrdienstverhaltnisses keine
Erwerbstatigkeit ausgelbt haben, gelten auch dann als arbeitsunfahig, wenn sie nicht oder nur mit der Gefahr
einer Verschlimmerung des Gesundheitszustands fahig sind, einer Erwerbstatigkeit oder Berufsausbildung
nachzugehen.

(4) Als arbeitsunfahig gelten auch geschadigte Personen, die, ohne arbeitsunfahig zu sein, wegen einer
MaBnahme der medizinischen Versorgung nach diesem Gesetz keine ganztagige Erwerbstatigkeit

ausUben kdénnen. Dies gilt nicht fir MaBnahmen zur Anpassung oder Instandsetzung von Hilfsmitteln und
Kdrperersatzsticken. Insoweit gelten § 43 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch und § 65a Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.

(5) Das Krankengeld der Soldatenentschadigung wird auch gewahrt, wenn die Arbeitsunfahigkeit wahrend einer

Malnahme der medizinischen Versorgung oder einer Mallnahme der Teilhabeleistung am Arbeitsleben nach
diesem Gesetz eintritt.
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§ 20 Berechnung und Hohe des Krankengeldes der Soldatenentschadigung

(1) Das Krankengeld der Soldatenentschadigung betragt 80 Prozent des erzielten regelmaligen Entgelts
(Regelentgelt) und darf das entgangene regelmaRige Nettoarbeitsentgelt nicht lbersteigen. Das Regelentgelt
wird bis zur Hohe der jeweils geltenden Leistungsbemessungsgrenze beriicksichtigt. Leistungsbemessungsgrenze
ist der 360. Teil der jahrlichen Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung. Im

Ubrigen berechnet sich das Krankengeld der Soldatenentschadigung entsprechend § 47 des Fiinften Buches
Sozialgesetzbuch.

(2) Bei geschadigten Personen, die geringfligig beschaftigt sind, entspricht das zugrunde zu legende
Regelentgelt dem Nettoentgelt. Bei geschadigten Personen, die nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Krankenversicherung unterliegen, wird das Krankengeld der Soldatenentschadigung auf Grundlage der
nachgewiesenen Einnahmen berechnet, die beitragspflichtig waren, wenn die geschadigte Person gesetzlich
krankenversichert ware.

(3) Flr den Fall, dass die geschadigte Person im Zeitpunkt der Beendigung des Wehrdienstverhaltnisses infolge
einer anerkannten Wehrdienstbeschadigung arbeitsunfahig ist, gelten, wenn dies fir die Person gunstiger ist, als
Regelentgelt die bei der Beendigung des Wehrdienstverhaltnisses bezogenen Geld- und Sachbezlge.

(4) Ein Anspruch auf Krankengeld der Soldatenentschadigung besteht nicht, wenn unmittelbar vor der
Arbeitsunfahigkeit Burgergeld bezogen wurde.

(5) Die Berechnungsgrundlage, die dem Krankengeld der Soldatenentschadigung zugrunde liegt, wird
entsprechend § 70 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch angepasst.

§ 21 Beginn und Ende des Krankengeldes der Soldatenentschadigung

(1) Das Krankengeld der Soldatenentschadigung ist von dem Tag an zu erbringen, von dem an die
Voraussetzungen des § 19 erfillt sind, wenn es innerhalb von zwei Wochen nach Eintritt der Arbeitsunfahigkeit
oder nach Beginn einer MaBnahme der medizinischen Versorgung nach diesem Gesetz oder nach Wegfall des
Anspruchs auf Fortzahlung des Entgelts beantragt wird, ansonsten von dem Tag des Antrags. Als Antrag gilt auch
die Vorlage der arztlichen Feststellung der Arbeitsunfahigkeit.

(2) Ist der Antrag nicht fristgerecht gestellt, ist das Krankengeld der Soldatenentschadigung flr die
zuruckliegende Zeit nur zu erbringen, wenn die geschadigte Person ohne ihr Verschulden an der Einhaltung der
Frist gehindert war.

(3) Das Krankengeld der Soldatenentschadigung endet mit dem letzten Tag der Arbeitsunfahigkeit.
(4) Das Krankengeld der Soldatenentschadigung endet bei Vorliegen der folgenden Voraussetzungen mit dem
Tag, der dem Beginn der Zahlung dieser Leistungen vorausgeht, wenn die geschadigte Person

1. Rente wegen voller Erwerbsminderung oder Rente wegen Alters in voller Hohe nach dem Sechsten Buch
Sozialgesetzbuch bezieht,

eine der Altersrente entsprechende oder der Altersversorgung dienende Leistung erhalt,

3. auf Grund eines Gesetzes, eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung oder einer Vereinbarung mit
dem Arbeitgeber von der Mdglichkeit des vorzeitigen Ubergangs in den Ruhestand unter Verzicht auf
Erwerbseinkommen Gebrauch macht und deswegen ihre Erwerbstatigkeit aufgibt oder

4, die Regelaltersgrenze nach § 35 Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreicht hat.

Satz 1 Nummer 4 gilt nicht, wenn die geschadigte Person im Zeitpunkt des Erreichens der Regelaltersgrenze
nach § 35 Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch, die fur sie maligebliche Regelaltersgrenze ihrer
berufsstandischen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung noch nicht erreicht hat.

(5) Wenn mit dem Wiedereintritt der Arbeitsfahigkeit nicht zu rechnen ist und Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben nicht zu erbringen sind, endet das Krankengeld der Soldatenentschadigung

1. mit dem Tag, an dem die Leistungen der medizinischen Versorgung soweit abgeschlossen sind, dass die
geschadigte Person eine zumutbare, zur Verflgung stehende Berufs- oder Erwerbstatigkeit aufnehmen
kénnte,
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2. im Ubrigen mit Ablauf der 78. Woche, gerechnet vom Tag des Beginns der Arbeitsunfahigkeit an, jedoch
nicht vor dem Ende der stationaren Behandlung.

§ 22 Krankengeld der Soldatenentschadigung bei Wiedererkrankung

Im Fall einer Wiedererkrankung gelten die §§ 19 bis 21 mit der Magabe entsprechend, dass anstelle des
Zeitpunkts der ersten Arbeitsunfahigkeit auf den Zeitpunkt der Wiedererkrankung abzustellen ist.

§ 23 Ruhen des Anspruchs auf Krankengeld der Soldatenentschadigung

(1) Der Anspruch ruht, solange die geschadigte Person Mutterschaftsgeld, Arbeitslosengeld oder Kurzarbeitergeld
bezieht. Dies gilt nicht fur die Dauer einer stationaren BehandlungsmaBnahme oder einer medizinischen
Rehabilitationsleistung.

(2) Der Anspruch auf Krankengeld der Soldatenentschadigung ruht auch wahrend der Elternzeit nach dem
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz. Dies gilt nicht, wenn die Arbeitsunfahigkeit vor Beginn der Elternzeit
eingetreten ist oder das Krankengeld der Soldatenentschadigung aus dem Arbeitsentgelt zu berechnen ist, das
durch Erwerbstatigkeit wahrend der Elternzeit erzielt wurde.

§ 24 Kiirzung des Krankengeldes der Soldatenentschadigung

Das Krankengeld der Soldatenentschadigung wird um die Zahlbetrage der folgenden Leistungen gekiirzt, wenn
die Leistungen von einem Zeitpunkt nach dem Beginn der Arbeitsunfahigkeit oder der stationaren Behandlung an
zuerkannt werden:

1. Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung oder Teilrente nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch,

2. vergleichbare Leistungen, die von einem Trager oder einer staatlichen Stelle im Inland oder Ausland als
Teilrente gezahlt werden.

§ 25 Soziale Sicherung der Bezieher von Krankengeld der Soldatenentschadigung

(1) Personen sind in der Zeit, in der sie Krankengeld der Soldatenentschadigung beziehen,

1. nach MalRgabe des § 26 Absatz 2 Nummer 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nach dem Recht der
Arbeitsforderung und

2. nach MalRgabe des § 3 Satz 1 Nummer 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in der gesetzlichen
Rentenversicherung

versichert. Die Leistungstrager entrichten fur die Leistungsberechtigten die Beitrage an die Bundesagentur

fur Arbeit. Naheres zu den Beitragen und zum Verfahren regeln die §§ 345, 347 und 349 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch. Ferner entrichten die Leistungstrager fir die Leistungsberechtigten die Beitrage an die Trager
der Rentenversicherung. Naheres zu diesen Beitragen und zum Verfahren regeln die §§ 166, 170 und 173 des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch.

(2) Geschadigten Personen, die wegen einer Beschaftigung oder selbststandigen Tatigkeit Pflichtmitglied in
einer berufsstandischen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung sind oder waren, wenn sie ihre Tatigkeit
im Zustandigkeitsbereich der Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung, der sie freiwillig angehdren,
ausubten, werden auf Antrag fur die Zeit, fUr die sie Krankengeld der Soldatenentschadigung erhalten, die
Aufwendungen flr die Alterssicherung erstattet. Die Erstattung erfolgt bis zur Héhe der Beitrage, die zur
gesetzlichen Rentenversicherung fir die Zeit des Bezugs von Krankengeld der Soldatenentschadigung zu
entrichten waren, wenn die geschadigte Person rentenversicherungspflichtig ware.

(3) Geschadigten Personen, die nicht rentenversicherungspflichtig sind oder von der Rentenversicherungspflicht
befreit sind, werden auf Antrag fur die Zeit, fur die sie Krankengeld der Soldatenentschadigung erhalten, die
nachgewiesenen Aufwendungen flr die Alterssicherung erstattet. Aufwendungen fir die Alterssicherung sind
insbesondere

1. freiwillige Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung,

2. Beitrage fiir eine eigene kapitalgedeckte Altersvorsorge in Form einer lebenslangen Leibrente, wenn
der Vertrag nur die Zahlung einer monatlichen auf das Leben der geschadigten Person bezogenen
lebenslangen Leibrente nicht vor Vollendung des 60. Lebensjahres vorsieht.
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Die Erstattung erfolgt bis zur H6he der Beitrage, die zur gesetzlichen Rentenversicherung fir die Zeit des
Bezugs von Krankengeld der Soldatenentschadigung zu entrichten waren, wenn die geschadigte Person
rentenversicherungspflichtig ware.

Unterabschnitt 3
Kostenerstattung

§ 26 Erstattung der Kosten selbstbeschaffter MaBnahmen der medizinischen Versorgung

(1) Entstehen der geschadigten Person Kosten flr eine selbstbeschaffte notwendige Leistung der medizinischen
Versorgung der Schadigungsfolge nach Antragstellung, jedoch vor Anerkennung der Schadigungsfolge, werden
ihr die entstandenen Kosten im angemessenen Umfang erstattet. Dies gilt auch, wenn nach Abschluss der
selbstbeschafften Leistung der medizinischen Versorgung keine Schadigungsfolge mehr vorliegt. Angemessen
sind die Kosten, die auch bei der Inanspruchnahme der Sachleistung nach diesem Gesetz angefallen waren.
Absatz 2 Nummer 1 und § 59 Absatz 2 gelten entsprechend.

(2) Entstehen die Kosten einer selbstbeschafften notwendigen Leistung der medizinischen Versorgung nach
Anerkennung der Schadigungsfolge, werden sie der geschadigten Person in der entstandenen H6he erstattet,
wenn

1. die Leistung unaufschiebbar war und nicht rechtzeitig erbracht werden konnte oder
2. die Leistung zu Unrecht abgelehnt wurde.

(3) Werden Kosten nach Absatz 1 oder Absatz 2 erstattet, besteht nach Mallgabe der §§ 19 bis 24 ein Anspruch
auf Krankengeld der Soldatenentschadigung.

(4) Die Kosten fur selbstbeschaffte Leistungen zur medizinischen Rehabilitation nach dem Neunten Buch
Sozialgesetzbuch werden nach § 18 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erstattet.

§ 27 Erstattung von Kosten fiir medizinische Versorgung bei voriibergehendem Auslandsaufenthalt

(1) Geschadigten Personen werden bei einem vortbergehenden Aufenthalt im Ausland die Kosten einer im
Ausland notwendigen medizinischen Versorgung der anerkannten Schadigungsfolge erstattet. Der Anspruch auf
Erstattung besteht bis zur Héhe der Vergutung, die der Leistungstrager bei Erbringung als Sachleistung im Inland
zu tragen hatte. § 63 gilt entsprechend.

(2) Abweichend von Absatz 1 kdnnen die Kosten bis zur Hohe der tatsachlich entstandenen Kosten erstattet
werden, wenn

1. eine dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechende Behandlung im
Inland nicht moglich ist oder

2. ein unaufschiebbarer Behandlungsbedarf bestand.

(3) Bei einer Erstattung der Kosten nach Absatz 1 oder Absatz 2 kénnen auch weitere im Ausland im
Zusammenhang mit der Leistung der medizinischen Versorgung anfallende notwendige Kosten der geschadigten
Person und der Begleitperson ganz oder teilweise erstattet werden.

(4) Werden Kosten nach Absatz 1 oder Absatz 2 erstattet, besteht nach MalRgabe der §§ 19 bis 24 ein Anspruch
auf Krankengeld der Soldatenentschadigung.

(5) Geschadigte Personen kdnnen stationare Krankenhausleistungen im Ausland abweichend von Absatz 1

in Anspruch nehmen, wenn zuvor die zustandige Behdrde zugestimmt hat. Die Zustimmung darf nur versagt
werden, wenn die gleiche Behandlung oder eine Behandlung, die fur die geschadigte Person ebenso wirksam ist
und dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entspricht, rechtzeitig im Inland erlangt
werden kann. War die stationare Krankenhausbehandlung im Ausland unaufschiebbar, so darf der geschadigten
Person das Fehlen der vorherigen Zustimmung nicht entgegengehalten werden, soweit und solange sie daran
gehindert war, die Zustimmung einzuholen.

Kapitel 4
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Abschnitt 1
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Grundsatz und Leistungen
§ 28 Voraussetzungen

Geschadigte Personen erhalten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, wenn sie diese auf Grund der
anerkannten Schadigungsfolge bendétigen, um die Erwerbsfahigkeit entsprechend ihrer Leistungsfahigkeit
zu erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen und dadurch ihre Teilhabe am Arbeitsleben
moglichst auf Dauer zu sichern.

§ 29 Umfang der Leistungen

(1) Die Leistungen fir geschadigte Personen, die sich nicht in einem Wehrdienstverhaltnis befinden, werden nach
MaRgabe der §§ 49 bis 59 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, bei anderen Leistungsanbietern nach § 60 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch sowie als Budget fur Arbeit nach § 61 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
erbracht.

(2) Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben umfassen insbesondere

1. Hilfen zur Erhaltung und Erlangung eines Arbeitsplatzes einschlieflich Leistungen zur Aktivierung und
beruflichen Eingliederung,

eine Berufsvorbereitung,
die individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen Unterstutzter Beschaftigung,
die berufliche Ausbildung, berufliche Anpassung und Weiterbildung sowie

die Férderung der Aufnahme einer selbststandigen Tatigkeit und sonstige Hilfen zur Férderung der
Teilhabe am Arbeitsleben.

Bei der Auswahl der Leistungen werden Eignung, Neigung, bisherige Tatigkeit sowie Lage und Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt angemessen berlicksichtigt. Soweit notwendig, wird dabei die berufliche Eignung abgeklart
oder eine Arbeitserprobung durchgeflhrt.

ik w N

(3) Soweit erforderlich, enthalten die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben auch die notwendigen Leistungen
zur Teilhabe an Bildung.

§ 30 Ubergangsgeld bei Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

(1) Geschadigte Personen, die sich nicht in einem Wehrdienstverhaltnis befinden, erhalten Ubergangsgeld fir die
Dauer einer MaBnahme zur Teilhabe am Arbeitsleben nach diesem Gesetz.

(2) Fir die Hohe und die Berechnung des Ubergangsgeldes gilt § 20 entsprechend. SchlieRt sich eine MaRnahme
nach Kapitel 4 unmittelbar an den Bezug von Krankengeld der Soldatenentschadigung an, entspricht die Hohe des
Ubergangsgeldes der Hohe des zuletzt gezahlten Krankengeldes der Soldatenentschadigung.

(3) Wird die geschadigte Person wahrend einer MaBnahme zur Teilhabe am Arbeitsleben infolge der anerkannten
Schadigungsfolge arbeitsunfahig, wird Krankengeld der Soldatenentschadigung in der Hohe des Ubergangsgeldes
gewahrt.

(4) § 71 Absatz 1 bis 3 und § 72 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.
§ 31 Soziale Sicherung der Bezieher von Ubergangsgeld

Fir die Zeit des Bezugs von Ubergangsgeld werden zusétzlich Leistungen zur Alterssicherung entsprechend § 25
Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 und 3 geleistet.

Abschnitt 2
Erganzende Leistungen

§ 32 Erganzende Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach den §§ 6 bis 10 des Soldatenversorgungsgesetzes, nach § 3
des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes und nach diesem Gesetz kénnen bei Vorliegen der anerkannten
Schadigungsfolge erganzt werden durch:

1. Leistungen zur Mobilitat nach § 18,
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Leistungen der Wohnungshilfe nach § 41 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch,
Reisekosten und Verdienstausfall nach § 43 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch,

Leistungen der Haushaltshilfe und Ubernahme der Kinderbetreuungskosten nach § 42 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 74 Absatz 1 bis 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch,

soweit diese nicht bereits anderweitig erbracht werden.

Kapitel 5
Soziale Teilhabe und besondere Leistungen im Einzelfall

§ 33 Leistungen zur Sozialen Teilhabe und erganzende Leistungen

(1) Geschadigte Personen erhalten Leistungen zur Sozialen Teilhabe und ergédnzende Leistungen, um ihnen eine
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu ermdglichen oder zu erleichtern, wenn

1. diese Leistungen auf Grund der anerkannten Schadigungsfolge notwendig sind und

2. die Leistungen nicht bereits im Rahmen der medizinischen Versorgung oder im Zusammenhang mit
MaBnahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben erbracht worden sind.

(2) Leistungen zur Sozialen Teilhabe nach Absatz 1 sind insbesondere:
1. Leistungen zur Mobilitat nach § 18,
2. Leistungen der Wohnungshilfe nach § 41 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch.

(3) Ergédnzende Leistungen nach Absatz 1 sind insbesondere
1. Reisekosten nach § 43 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch,

2. Leistungen der Haushaltshilfe oder Ubernahme der Kinderbetreuungskosten nach § 42 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 74 Absatz 1 bis 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch.

§ 34 Leistungen der Eingliederungshilfe

Geschadigte Personen, die auf Grund der anerkannten Schadigungsfolge Eingliederungshilfe bendtigen, erhalten
die Leistungen der Eingliederungshilfe nach Teil 2 Kapitel 1, 2 und 6 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch,
soweit dieses Gesetz keine abweichende Regelung trifft. Die Leistungen der Eingliederungshilfe gehen anderen
Leistungen nach diesem Gesetz nach.

§ 35 Leistungen zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten

(1) Geschadigte Personen, bei denen auf Grund der anerkannten Schadigungsfolge eine besondere Lebenslage
vorliegt, die mit sozialen Schwierigkeiten verbunden ist, kénnen Leistungen zur Uberwindung dieser
Schwierigkeiten erhalten, wenn sie aus eigener Kraft hierzu nicht fahig sind. Soweit der Bedarf durch Leistungen
nach anderen Vorschriften gedeckt wird, gehen diese der Leistung nach Satz 1 vor.

(2) Die Leistungen umfassen alle MaBnahmen, die notwendig sind, um die Schwierigkeiten abzuwenden,
zu beseitigen, zu mildern oder ihre Verschlimmerung zu verhuten, insbesondere Beratung und persénliche
Betreuung der geschadigten Person. Die §§ 68 und 69 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch gelten
entsprechend.

§ 36 Leistungen in sonstigen Lebenslagen

Leistungen kénnen zur Deckung des schadigungsbedingten Bedarfs auch in sonstigen Lebenslagen erbracht
werden, wenn sie den Einsatz éffentlicher Mittel unter Beriicksichtigung der Ziele dieses Gesetzes rechtfertigen.

Kapitel 6
Erwerbsschadensausgleich

§ 37 Anspruch auf Erwerbsschadensausgleich

(1) Hat die geschadigte Person, die sich nicht in einem Wehrdienstverhaltnis befindet, einen Erwerbsschaden
infolge der anerkannten Schadigungsfolge, erhalt sie einen monatlichen Erwerbsschadensausgleich, wenn
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1. ein Grad der Schadigungsfolgen von mindestens 30 anerkannt worden ist und

2. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben nicht erfolgversprechend
sind oder ihr nicht zugemutet werden kdénnen.

(2) Der Erwerbsschaden ist der schadigungsbedingte Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Einkommen
und dem Referenzeinkommen.

(3) Eine durch schadigungsunabhangige Einwirkungen, Ereignisse oder Verfiigungen, insbesondere durch

das Hinzutreten von schadigungsunabhangigen Gesundheitsstérungen, bewirkte Minderung des derzeitigen
Einkommens bleibt bei der Berechnung des Erwerbsschadensausgleichs unbertcksichtigt. In diesem Fall wird das
derzeitige Einkommen (§ 38), das vor dem Eintritt der schadigungsunabhangigen Einwirkung, des Ereignisses
oder der Verflgung erzielt worden ist, fiktiv angerechnet und jahrlich nach § 39 Absatz 4 angepasst.

§ 38 Derzeitiges Einkommen

Derzeitiges Einkommen sind die in § 18a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch genannten Einkommensarten,
mit Ausnahme der in § 18a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 3 Satz 1 Nummer 10 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch genannten Einkommensarten. Die §§ 18b und 18c des Vierten Buches Sozialgesetzbuch gelten
entsprechend.

§ 39 Referenzeinkommen

(1) Das monatliche Referenzeinkommen betragt bei einer geschadigten Person

1. ohne abgeschlossene Schulausbildung 2 300 Euro,

2. ohne abgeschlossene Berufsausbildung 2 379 Euro,

3. mit abgeschlossener Berufsausbildung 2 710 Euro,

4, mit Techniker- oder Meisterprifung 3 178 Euro,

5. mit einem Bachelor- oder vergleichbaren Hochschulabschluss 3 971 Euro und
6. mit einem Master- oder vergleichbaren Hochschulabschluss 5 277 Euro.

Die Zuordnung des monatlichen Referenzeinkommens zu der geschadigten Person erfolgt anhand der
Verhaltnisse vor der erstmaligen Auswirkung der Schadigungsfolgen.

(2) Hat eine geschadigte Person in dem Beruf, den sie vor der Auswirkung der Schadigungsfolge ausgelbt hat, ein
héheres Einkommen als das nach Absatz 1 festgelegte Referenzeinkommen erzielt, ist als Referenzeinkommen
das vor der Auswirkung der Schadigungsfolge in den letzten zwdlf Monaten oder, wenn dies gunstiger ist, in den
letzten 36 Monaten vor der Auswirkung der Schadigungsfolgen regelmalig erzielte und nach § 38 zu ermittelnde
Einkommen, héchstens jedoch 6 638 Euro, zugrunde zu legen. Bei monatlich feststehendem Einkommen wird auf
die Ermittlung eines durchschnittlichen Einkommens verzichtet, wenn dies ginstiger ist.

(3) Wirkt sich die anerkannte Schadigungsfolge vor dem Abschluss einer Berufs- oder Hochschulausbildung
auf die Fahigkeit aus, eine solche zu absolvieren, wird das Referenzeinkommen wie folgt festgesetzt: Bei
geschadigten Personen,

1. die Uber das Zeugnis der Hauptschule, den qualifizierendenden Hauptschulabschluss oder Uber einen als
gleichwertig anerkannten Bildungsstand verfligen, zunachst nach Absatz 1 Nummer 2 und nach Ablauf
von drei Jahren nach Absatz 1 Nummer 3,

2. die Uber das Zeugnis der Realschule oder Uber einen als gleichwertig anerkannten Bildungsstand
verfugen, zunachst nach Absatz 1 Nummer 2, nach Ablauf von drei Jahren nach Absatz 1 Nummer 3 und
nach Ablauf von weiteren sechs Jahren nach Absatz 1 Nummer 4,

3. die Uber das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, der fachgebundenen Hochschulreife, der
Fachhochschulreife oder tber einen als gleichwertig anerkannten Bildungsstand verfligen, zunachst nach
Absatz 1 Nummer 2, nach Ablauf von drei Jahren nach Absatz 1 Nummer 4 und nach Ablauf von weiteren
sechs Jahren nach Absatz 1 Nummer 5.

Die Ermittlung des Referenzeinkommens nach Absatz 2 bleibt unberthrt.

(4) Das Referenzeinkommen wird mit einem Anpassungsfaktor an die Veranderung der Bruttol6hne und -
gehalter je Arbeitnehmer angepasst. Bruttol6hne und -gehalter je Arbeitnehmer sind die durch das Statistische
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Bundesamt ermittelten Bruttoldhne und -gehalter je Arbeitnehmer ohne Personen in Arbeitsgelegenheiten

mit Entschadigungen fir Mehraufwendungen jeweils nach der Systematik der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen (§ 68 Absatz 2 Satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch). Der Anpassungsfaktor fur die
Veranderung der Bruttoldhne und -gehalter je Arbeitnehmer wird ermittelt, indem deren Wert flr das vergangene
Kalenderjahr durch den Wert fiir das vorvergangene Kalenderjahr geteilt wird. § 68 Absatz 7 und § 121 Absatz 1
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend. Eine Minderung des aktuellen Referenzeinkommens
erfolgt nicht.

(5) Die Anpassung erfolgt durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Verteidigung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, jeweils zum gleichen Zeitpunkt, zu dem die Renten der gesetzlichen
Rentenversicherung angepasst werden.

§ 40 Dauer des Bezugs von Erwerbsschadensausgleich

Der Anspruch auf Erwerbsschadensausgleich endet mit Ablauf des Kalendermonats, der dem Kalendermonat
vorausgeht, ab dem die geschadigte Person

1. Altersrente nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch bezieht,
2. eine der Altersrente entsprechende oder der Altersversorgung dienende Leistung erhalt,
3. auf Grund eines Gesetzes, eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung oder einer Vereinbarung mit

dem Arbeitgeber von der Méglichkeit des vorzeitigen Ubergangs in den Ruhestand unter Verzicht auf
Erwerbseinkommen Gebrauch macht und deswegen ihre Erwerbstatigkeit aufgibt oder

4, die Regelaltersgrenze nach § 35 Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreicht hat.

Satz 1 Nummer 4 qilt nicht, wenn die geschadigte Person zum Zeitpunkt des Erreichens der Regelaltersgrenze
nach § 35 Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch die fir sie maSgebliche Regelaltersgrenze ihrer
berufsstandischen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung noch nicht erreicht hat.

§ 41 Soziale Sicherung der Erwerbsschadensausgleichsempfanger

(1) Die zustandige Behorde hat die Versicherungspflicht nach § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch flr geschadigte Personen fur die Zeit, fur die sie Erwerbsschadensausgleich erhalten, zu
beantragen.

(2) Absatz 1 gilt nicht fur geschadigte Personen,

1. die neben dem Bezug des Erwerbsschadensausgleichs wegen einer Beschaftigung oder selbststandigen
Tatigkeit Pflichtmitglied in einer 6ffentlich-rechtlichen berufsstandischen Versicherungs- oder
Versorgungseinrichtung sind oder waren, wenn sie ihre Tatigkeit im Zustandigkeitsbereich der
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung, der sie freiwillig angehdren, ausibten, die fur den Bezug von
Erwerbsschadensausgleich zusatzliche Beitrage entgegennimmt, und

2. die einen Antrag auf Erstattung der zusatzlich fiir den Bezug von Erwerbsschadensausgleich an die
6ffentlich-rechtliche berufsstandische Versicherungs- und Versorgungseinrichtung zu entrichtenden
Beitrage stellen.

Die Erstattung erfolgt flr nachgewiesene entrichtete Beitrage bis zur H6he der Beitrége, die zur gesetzlichen
Rentenversicherung fur die Zeit des Bezugs von Erwerbsschadensausgleich zu entrichten waren, wenn flr die
geschadigte Person nach Absatz 1 eine Rentenversicherungspflicht beantragt worden ware.

(3) In der gesetzlichen Krankenversicherung nach § 5 Absatz 1 Nummer 13 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch
versicherungspflichtig oder freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Empfangerinnen

und Empfanger von Erwerbsschadensausgleich kénnen auf Antrag einen Beitragszuschuss zu ihren Beitragen
zur gesetzlichen Kranken- und zur sozialen Pflegeversicherung in H6he desjenigen Betrages erhalten, um den
sich die Beitrage durch Berlcksichtigung des Erwerbsschadensausgleichs bei der Beitragsbemessung erhéhen.
Der Beitragszuschuss ist bei der Beitragsbemessung nach § 240 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch nicht

zu berlcksichtigen. Der Anspruch nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wenn die Empfangerin oder der Empfanger
einen Anspruch auf einen Beitragszuschuss des Arbeitgebers nach § 257 Absatz 1 Satz 1 des Funften Buches
Sozialgesetzbuch und § 61 Absatz 1 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch hat.

Kapitel 7
Leistungen an Hinterbliebene
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§ 42 Anspruchsvoraussetzungen

(1) Ist der Tod der geschadigten Person Folge einer Wehrdienstbeschadigung oder stirbt die geschadigte Person
an der anerkannten Schadigungsfolge, erhalten die Hinterbliebenen Leistungen nach diesem Kapitel.

(2) Der Tod qilt als Schadigungsfolge, wenn die geschadigte Person an einer Gesundheitsstérung verstirbt, fir die
zum Zeitpunkt des Versterbens Ausgleich fur gesundheitliche Schadigungsfolgen gewahrt wurde.

FuBBnote

(+++ § 42 Abs. 2: Zur Anwendung vgl. § 47 Abs. 3
§ 42 Abs. 2: Zur Anwendung vgl. § 48 Abs. 3 +++)

§ 43 Ausgleichszahlung an Witwen und Witwer

(1) Die Witwe oder der Witwer der geschadigten Person erhalt eine monatliche Ausgleichszahlung in Héhe von
778 Euro. § 13 gilt entsprechend.

(2) Der Anspruch auf die monatliche Ausgleichszahlung erlischt, wenn die Witwe oder der Witwer wieder heiratet.

(3) Die Witwe oder der Witwer hat zusatzlich zur Leistung nach Absatz 1 Anspruch auf eine monatliche
Ausgleichszahlung in Héhe von 50 Prozent des zugrunde zu legenden Referenzeinkommens der geschadigten
Person nach § 39 Absatz 1, soweit sie oder er

1. Waisen der verstorbenen geschadigten Person bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres erzieht oder

2. Waisen der verstorbenen geschadigten Person, die wegen koérperlicher, geistiger oder seelischer
Behinderung auBerstande sind, sich selbst zu unterhalten, erzieht und mit diesen Waisen in hauslicher
Gemeinschaft lebt oder

3. voll erwerbsgemindert oder erwerbsunfahig nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch ist.
Mit Erreichen der Regelaltersgrenze betragt die Ausgleichszahlung 30 Prozent des zugrunde zu legenden
Referenzeinkommens der geschadigten Person nach § 39 Absatz 1.

(4) Fur die Dauer des Bezugs der Ausgleichszahlung nach Absatz 3 wird folgendes Einkommen auf diese Leistung
angerechnet:

1. Renten der Rentenversicherung wegen Todes, gekirzt um 14 Prozent,
2. Renten der Alterssicherung der Landwirte wegen Todes, gekirzt um 14 Prozent,
3. Witwen- und Witwerrente der Unfallversicherung, gekirzt um den Anteil der von der Witwe oder

dem Witwer zu tragenden Beitrage zur Bundesagentur fur Arbeit und, soweit Beitrage zur sonstigen
Sozialversicherung oder zu einem Krankenversicherungsunternehmen gezahlt werden, zusatzlich um 10
Prozent,

4, Witwen- und Witwergeld und vergleichbare Bezlge aus einem o6ffentlich-rechtlichen Dienst- oder
Amtsverhaltnis oder aus einem versicherungsfreien Arbeitsverhaltnis mit Anspruch auf Versorgung
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsatzen und vergleichbare Bezlige aus der Versorgung
der Abgeordneten sowie Leistungen nach dem Bundesversorgungsteilungsgesetz und vergleichbare
Leistungen nach entsprechenden landerrechtlichen Regelungen, geklrzt um 25 Prozent,

5. Unfall-Hinterbliebenenversorgung und vergleichbare Bezlige aus einem &ffentlich-rechtlichen Dienst- oder
Amtsverhaltnis oder aus einem versicherungsfreien Arbeitsverhaltnis mit Anspruch auf Versorgung nach
beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsatzen sowie vergleichbare Beziige aus der Versorgung der
Abgeordneten, gekiirzt um 25 Prozent,

6. Renten der 6ffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtungen bestimmter
Berufsgruppen wegen Todes, geklrzt um 29,6 Prozent,

7. Entschadigungszahlungen an Hinterbliebene nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch sowie nach
Gesetzen, die die entsprechende Anwendung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch vorsehen,

8. Renten wegen Todes, die aus Anlass eines Arbeitsverhaltnisses zugesagt worden sind, sowie Leistungen
aus der Versorgungsausgleichskasse, geklrzt um 17,5 Prozent; sofern es sich dabei um Leistungen
handelt, die der nachgelagerten Besteuerung unterliegen, gekiirzt um 23 Prozent,
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9. Leistung nach § 46 Absatz 1 in Verbindung mit § 30.

(5) Die Witwe oder der Witwer hat die Leistungen nach Absatz 4 nachzuweisen. Sie oder er kann verlangen,
dass die Zahlstelle eine Bescheinigung tber die von ihr im maRgebenden Zeitraum gezahlte Leistung und den
Zeitraum, fur den diese gezahlt wurde, ausstellt.

(6) § 41 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 44 Ausgleichszahlung an Waisen
(1) Waisen erhalten eine monatliche Ausgleichszahlung in Héhe von 415 Euro. § 13 gilt entsprechend.

(2) Waisen, die durch das Versterben des anderen Elternteils zu Vollwaisen werden, erhalten eine monatliche
Ausgleichszahlung in Héhe von 674 Euro. § 13 gilt entsprechend.

(3) Die Ausgleichszahlung wird bis zu dem Kalendermonat gezahlt, in dem die Waise das 27. Lebensjahr vollendet.

(4) (weggefallen)
§ 45 Ausgleichszahlung an Eltern

(1) Ist die geschadigte Person an der Schadigungsfolge verstorben, so erhalten die Eltern eine monatliche
Ausgleichszahlung, wenn sie

1. voll erwerbsgemindert im Sinne des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch sind,
2. aus anderen zwingenden Grinden eine zumutbare Erwerbstatigkeit nicht ausiben kénnen oder
3. das 60. Lebensjahr vollendet haben,

frihestens jedoch von dem Kalendermonat an, in dem die geschadigte Person das 18. Lebensjahr vollendet hatte.

(2) Die monatliche Ausgleichszahlung an Eltern betragt fur jedes Kind, das an der Schadigungsfolge der
Wehrdienstbeschadigung verstorben ist, 311 Euro. Sind mehrere anspruchsberechtigte Elternteile vorhanden, so
wird die monatliche Ausgleichszahlung unter den anspruchsberechtigten Elternteilen zu gleichen Teilen aufgeteilt.

(3) § 13 qgilt entsprechend.

§ 46 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fiir Witwen und Witwer

(1) Witwen und Witwer kénnen einmalig Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend der §§ 28 bis 32
erhalten. Wenn unmittelbar vor den Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben kein Regelentgelt bezogen wurde,
wird als Regelentgelt ein Betrag in Hohe der monatlichen Ausgleichszahlung nach § 43 Absatz 3 zugrunde gelegt.

(2) § 43 Absatz 1 bis 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch und § 74 Absatz 1 bis 3 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.

Kapitel 8
Uberfuhrung und Bestattung

§ 47 Uberfiihrung

(1) Verstirbt die geschadigte Person an der Schadigungsfolge, werden derjenigen Person, die die Uberfiihrung
bezahlt hat, die Uberfihrungskosten erstattet. Der Anspruch auf Erstattung umfasst die tatsachlich entstandenen
Kosten der Uberfihrung an den Ort der Bestattung, soweit sie notwendig und angemessen sind.

(2) Auf den Betrag nach Absatz 1 werden einmalige Leistungen angerechnet, die anlasslich des Todes auf Grund
offentlich-rechtlicher Vorschriften zum Zweck der Ubernahme der Kosten der Uberfiihrung erbracht werden.

(3) § 42 Absatz 2 ist anzuwenden.
§ 48 Bestattung

(1) Verstirbt die geschadigte Person an der Schadigungsfolge, werden derjenigen Person, die die Bestattung
bezahlt hat, die Bestattungskosten erstattet. Der Anspruch auf Erstattung umfasst die Kosten der Bestattung bis
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zur Hohe eines Siebtels der im Zeitpunkt des Todes geltenden jahrlichen Bezugsgrée nach § 18 Absatz 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch.

(2) Auf den Betrag nach Absatz 1 werden einmalige Leistungen angerechnet, die anlasslich des Todes auf Grund
offentlich-rechtlicher Vorschriften zum Zweck der Ubernahme der Kosten der Bestattung erbracht werden.

(3) § 42 Absatz 2 ist anzuwenden.

Kapitel 9
Sterbegeld

§ 49 Sterbegeld

(1) Beim Tod der geschadigten Person wird Sterbegeld in Hohe des Zweifachen der monatlichen Zahlung des
Ausgleichs fur gesundheitliche Schadigungsfolgen und des Erwerbsschadensausgleichs gewahrt, soweit diese
Leistungen der geschadigten Person flr den Sterbemonat bewilligt waren. Fir den Fall, dass der geschadigten
Person zum Zeitpunkt des Versterbens Leistungen nach Kapitel 15 bewilligt waren, tritt an die Stelle des
Ausgleichs fur gesundheitliche Schadigungsfolgen der Gesamtbetrag nach § 83 Absatz 1 und an die Stelle des
Erwerbsschadensausgleichs der Berufsschadensausgleich nach § 82.

(2) Anspruchsberechtigt sind in nachstehender Rangfolge

1. die Witwe oder der Witwer der geschadigten Person,
2. die Waisen der geschadigten Person,
3. die Eltern der geschadigten Person,

wenn sie mit der geschadigten Person zum Zeitpunkt des Todes in hauslicher Gemeinschaft gelebt haben. Hat die
geschadigte Person mit keiner dieser Personen in hauslicher Gemeinschaft gelebt, so ist das Sterbegeld nach der
Rangfolge des Satzes 1 derjenigen Person zu zahlen, die von der geschadigten Person unterhalten wurde.

(3) Der Anspruch auf Sterbegeld ruht in Hohe der Leistung des Sterbegeldes nach den §§ 56 und 59 des
Soldatenversorgungsgesetzes.

Kapitel 10
Sonstige Vorschriften

§ 50 Ausgleichszahlung an Partnerinnen und Partner einer verfestigten Lebensgemeinschaft

Die monatliche Ausgleichszahlung nach § 43 Absatz 1 erhalten auch Partnerinnen und Partner einer zum
Zeitpunkt des Versterbens der geschadigten Person verfestigten Lebensgemeinschaft, sofern die geschadigte
Person an den Schadigungsfolgen einer Wehrdienstbeschadigung verstorben ist und die Partnerin oder der
Partner einer verfestigten Lebensgemeinschaft unter Verzicht auf eine Erwerbstatigkeit die Betreuung eines
gemeinsamen Kindes ausUbt. Dieser Anspruch besteht fiir die ersten drei Lebensjahre des Kindes. § 59 Absatz 2
gilt mit der MalRgabe entsprechend, dass der Antrag auf Gewahrung der Ausgleichszahlung innerhalb eines Jahres
nach dem schadigungsbedingten Tod der geschadigten Person zu stellen ist.

§ 51 Erstattung von Kosten fiir psychotherapeutische Leistungen in besonderen Fallen
(1) Angehdérigen und Hinterbliebenen werden die Kosten fur psychotherapeutische Leistungen in angemessenem
Umfang erstattet, wenn

1. die Leistungen zum Ausgleich psychischer Beeintrachtigungen, die mittelbar auf die flr die Soldatin oder
den Soldaten anerkannte Schadigungsfolge zurickzuflhren sind, oder zur Erreichung oder Sicherung des
Behandlungserfolgs notwendig sind und

2. der zustandige Leistungstrager oder das private Krankenversicherungsunternehmen seine Leistungspflicht
verneint hat.

(2) § 26 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 52 Leistungen bei Wohnsitz oder gewéhnlichem Aufenthalt im Ausland fiir geschadigte Personen,
die sich nicht in einem Wehrdienstverhaltnis befinden
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(1) Geschadigte Personen, die sich nicht in einem Wehrdienstverhaltnis befinden und ihren Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthalt im Ausland haben, erhalten Leistungen nach MaRgabe der Absatze 2 bis 8.

(2) Die nachgewiesenen Kosten fur medizinisch notwendige und angemessene Leistungen der medizinischen
Versorgung der anerkannten Schadigungsfolge nach § 16 Nummer 1 und 5 werden bis zur Hohe des Zweifachen
der Vergutung erstattet, die bei Erbringung als Sachleistung im Inland angefallen waren. In besonders
begrindeten Fallen kann auch der dariberhinausgehende Betrag teilweise oder ganz erstattet werden.
Leistungen der medizinischen Versorgung kénnen auch im Inland nach vorheriger Genehmigung durch die
zustandige Behoérde durchgefiihrt werden, wenn medizinische Grinde oder Kostengrinde dies erfordern.
Reisekosten kdnnen in diesem Fall in angemessenem Umfang erstattet werden. § 63 gilt entsprechend.

(3) Die notwendigen Kosten fur Arzneimittel und Verbandmittel sowie fir Heilmittel und Hilfsmittel werden in
voller Hohe erstattet.

(4) Die Kosten flr weitere Leistungen der medizinischen Versorgung nach § 16 Nummer 6 bis 12 werden bis zu
der Hohe erstattet, die bei Erbringung im Inland angefallen waren.

(5) Erstattungen werden nur erbracht, soweit die Bedarfe nicht durch bestehende gesetzliche oder private
Versicherungen oder staatliche Leistungen des Wohnsitzstaates im Wohnsitzstaat gedeckt werden kdnnen.

(6) Ist im Wohnsitzstaat weder eine Leistung zweckentsprechend der Leistung des Krankengeldes der
Soldatenentschadigung zu verwirklichen, noch kénnen geschadigte Personen diesen Bedarf durch einen
bestehenden privaten oder gesetzlichen Versicherungsschutz decken und entsteht ihnen hieraus ein Nachteil,
wird ihnen Krankengeld der Soldatenentschadigung gewahrt, wie es auch bei einem Wohnsitz oder gewdéhnlichen
Aufenthalt im Inland gezahlt worden ware.

(7) Ausgleich fur gesundheitliche Schadigungsfolgen wird gewahrt, soweit der Leistungszweck erreicht werden
kann. Der Leistungszweck wird insbesondere dann nicht erreicht, wenn der Wohnsitz- oder Aufenthaltsstaat
Zahlungen nach diesem Gesetz auf eigene Sozialleistungen ganz oder teilweise anrechnet.

(8) Ein Anspruch auf Erwerbsschadensausgleich besteht nicht. Verlegen geschadigte Personen, flr die bereits ein
Erwerbsschadensausgleich bewilligt wurde, ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt ins Ausland, so ist ihnen
auf Antrag eine Abfindung in H6he des 30-fachen des festgestellten monatlichen Erwerbsschadensausgleichs
auszuzahlen. Der Antrag auf Auszahlung der Abfindung ist bei der zustandigen Behdrde bis spatestens drei
Monate nach Verlegung des Wohnsitzes oder gewdhnlichen Aufenthalts ins Ausland zu stellen. Durch die Zahlung
der Abfindung sind alle Anspriiche der geschadigten Person auf Erwerbsschadensausgleich abgegolten.

§ 53 Schadensersatz

(1) Geschadigte Personen haben auf Grund der anerkannten Schadigungsfolge gegen den Bund nur die auf
diesem Gesetz beruhenden Anspriche.

(2) Weitergehende Ansprliche nach allgemeinen gesetzlichen Vorschriften kénnen gegen einen 6ffentlich-
rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet oder gegen die in seinem Dienst stehenden Personen nur dann geltend
gemacht werden, wenn die als Schadigungsfolge anerkannte Gesundheitsstérung

1. durch eine vorsatzliche unerlaubte Handlung einer solchen Person verursacht worden ist oder
2. bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr eingetreten ist.

(3) Im Fall des Absatzes 2 Nummer 2 sind Leistungen nach diesem Gesetz auf die weitergehenden Anspriiche
anzurechnen.

(4) Ersatzanspriche gegen andere Personen sowie nach § 31a des Soldatengesetzes bleiben unberihrt.
§ 54 Erstattung von Sachschaden und besonderen Aufwendungen

(1) Werden bei einem wahrend der Austbung des Wehrdienstes erlittenen Unfall neben der gesundheitlichen
Schadigung Kleidungsstiicke oder andere Gegenstande, welche die Soldatin oder der Soldat mit sich gefuhrt hat,
beschadigt, zerstort oder sind solche Gegenstande abhandengekommen, kann auf Antrag Ersatz in angemessener
Hohe geleistet werden. Der Ersatz ist in der Regel auf Kleidungsstiicke und sonstige Gegenstande des taglichen
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Bedarfs zu beschranken, welche die geschadigte Person im Dienst benétigt oder Ublicherweise mit sich fihrt;
hierzu gehért auch ein Kraftfahrzeug.

(2) Absatz 1 gilt fir Soldatinnen und Soldaten auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 4.

(3) Sind einer Soldatin oder einem Soldaten nach einem Unfall wahrend der Ausibung des Wehrdienstes
besondere Kosten entstanden, weil Dritte erste Hilfe geleistet haben, sind die nachweisbar notwendigen
Aufwendungen zu ersetzen.

(4) Hat die Soldatin oder der Soldat den Unfall vorsatzlich oder grob fahrlassig herbeigefiihrt, so ist ein Ersatz des
Schadens und der notwendigen Aufwendungen ausgeschlossen.

§ 55 Anspriche gegen Schadensersatzpflichtige

(1) Fir den Ubergang eines Anspruchs der geschadigten Person auf Ersatz eines Schadens auf den Kostentrager
der Soldatenentschadigung gilt § 116 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.

(2) Ein Ersatzanspruch nach Absatz 1 kann nicht zum Nachteil der geschadigten Person geltend gemacht werden.
Dies gilt insbesondere, wenn die Schadensersatzleistungen nicht ausreichen, um den gesamten Schaden zu
ersetzen. In diesen Fallen sind die Schadensersatzanspriiche der geschadigten Person vorrangig gegentber den
Anspriichen des Kostentragers der Soldatenentschadigung.

(3) Die Krankenkassen und die Unfallversicherung Bund und Bahn haben der zustandigen Behdérde die Tatsachen
mitzuteilen, aus denen sich ergibt, dass ein Dritter den Schaden verursacht hat. Auf Anfrage haben die
Krankenkassen und die Unfallversicherung Bund und Bahn der zustandigen Behdrde Angaben darliber zu machen,
in welcher Hohe ihnen Kosten flr Leistungen der medizinischen Versorgung entstanden sind. Dies gilt nicht fir
nichtstationare arztliche Behandlungen und die Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln.

§ 56 Erstattung des fortgezahlten Arbeitsentgelts an den privaten Arbeitgeber

(1) Ist die fruhere Soldatin oder der frihere Soldat ab dem Tag nach dem Ende des auf einer Dienstpflicht
beruhenden Wehrdienstverhaltnisses arbeitsunfahig, wird dem privaten Arbeitgeber, der auf Grund eines bereits
vor Beginn des Wehrdienstverhaltnisses bestehenden Arbeitsverhaltnisses zur Fortzahlung des Arbeitsentgelts im
Krankheitsfall verpflichtet ist, das fortgezahlte Arbeitsentgelt erstattet. Die darauf entfallenden, vom Arbeitgeber
zu tragenden und abgeflihrten Beitrage zur Sozialversicherung und zur Arbeitsforderung sowie zu Einrichtungen
der zusatzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung werden ebenfalls erstattet.

(2) Die Erstattung nach Absatz 1 ist auf den Zeitraum beschrankt, flr den der Arbeitgeber zur Fortzahlung des
Arbeitsentgelts im Krankheitsfall verpflichtet ist. Die Erstattung endet schon friher, wenn die am Tag nach dem
Ende des Wehrdienstverhaltnisses bestehende Arbeitsunfahigkeit entfallt oder nicht mehr durch die anerkannte
Schadigungsfolge verursacht ist.

(3) Kann die friihere Soldatin oder der friihere Soldat auf Grund gesetzlicher Vorschriften von einem Dritten
Ersatz wegen des Verdienstausfalls, der ihm durch die Arbeitsunfahigkeit entstanden ist, verlangen, so kann
der Arbeitgeber die Erstattung nur gegen Abtretung des nach § 6 Absatz 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes
ubergegangenen Anspruchs im Umfang der durch Absatz 1 begrindeten Erstattungspflicht verlangen.

(4) Die Aufwendungen des Arbeitgebers werden durch die zustandige Behdrde erstattet. Die Erstattung wird erst
nach Anerkennung der Schadigungsfolge geleistet. Der Anspruch auf die Erstattung verjahrt mit Ablauf von vier
Jahren nach dem Ende des Jahres, in dem das Wehrdienstverhaltnis beendet worden ist.

Kapitel 11
Hartefallregelung

§ 57 Ausgleich in Hartefallen

(1) Soweit sich im Einzelfall bei Vorliegen der anerkannten Schadigungsfolge aus der Anwendung dieses Gesetzes
eine besondere Harte ergibt, kann mit Zustimmung des Bundesministeriums der Verteidigung ein angemessener
Ausgleich erbracht werden.

(2) Eine besondere Harte ist gegeben, wenn der Ausschluss von Leistungen insgesamt oder der Ausschluss von
einzelnen Leistungen dem Sinn und Zweck dieses Gesetzes widerspricht.
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(3) Das Bundesministerium der Verteidigung kann Harteausgleichen in gleichgelagerten Fallgestaltungen
allgemein zustimmen.

Kapitel 12
Verfahrensvorschriften

Abschnitt 1
Allgemeine Verfahrensvorschriften

§ 58 Beweiserhebung und Beweiserleichterung

(1) Ist eine notwendige Anhérung der geschadigten Person, der Hinterbliebenen oder anderer Personen vor der
zustandigen Behérde mit unverhaltnismaligem Aufwand verbunden, insbesondere wegen der Entfernung des
Aufenthaltsorts der zu hérenden Personen, so kann eine andere Behdérde um die Erledigung der Anhérung ersucht
werden.

(2) Die Angaben der geschadigten Person oder ihrer Hinterbliebenen, die sich auf die mit der Gesundheitsstérung
oder mit dem Wehrdienst im Zusammenhang stehenden Tatsachen beziehen, sind, wenn Beweismittel nicht
vorhanden oder nicht zu beschaffen oder ohne Verschulden der geschadigten Person oder ihrer Hinterbliebenen
verlorengegangen sind, der Entscheidung zu Grunde zu legen, soweit sie nach den Umstanden des Falles
glaubhaft erscheinen.

(3) Die zustandige Behorde kann von der geschadigten Person, den Hinterbliebenen und anderen Personen die
Abgabe einer Versicherung an Eides statt Uber die Richtigkeit ihrer Angaben nach Absatz 2 verlangen. In gleicher
Weise kann von den Sachverstandigen die Abgabe einer Versicherung an Eides statt Gber die Richtigkeit ihrer
Angaben verlangt werden.

§ 59 Leistungsbeginn und vorlaufige Entscheidung

(1) Bei erstmaligem Antrag auf Anerkennung der Schadigungsfolge sind Leistungen ab dem Kalendermonat zu
erbringen, in dem die Voraussetzungen vorliegen, frihestens ab dem Kalendermonat, in dem der Antrag gestellt
wird. Wird das Verwaltungsverfahren von Amts wegen eingeleitet, beginnt die Leistung mit dem Kalendermonat,
in dem die anspruchsbegrindenden Tatsachen der zustandigen Behdrde bekannt geworden sind.

(2) Stellt die geschadigte Person den Antrag auf Anerkennung der Schadigungsfolge innerhalb eines Jahres

nach Eintritt der sekundaren Gesundheitsstérung, werden Leistungen ab dem Zeitpunkt des Eintritts der
Schadigungsfolge erbracht. War die geschadigte Person ohne ihr Verschulden an der Antragstellung innerhalb der
Jahresfrist nach Satz 1 gehindert, verlangert sich diese Frist um den Zeitraum der Verhinderung.

(3) Uber die Erbringung von Leistungen kann auf Antrag vorlaufig entschieden werden,

1. wenn zur Feststellung der Voraussetzungen des Leistungsanspruchs oder eines Teils des
Leistungsanspruchs weitere Ermittlungen notwendig sind,

2. die Voraussetzungen fiir den Anspruch oder einen Teil des Anspruchs mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit vorliegen,

3. die Antragstellerin oder der Antragsteller ein berechtigtes Interesse an der vorlaufigen Entscheidung hat
und

4, die Antragstellerin oder der Antragsteller die Umstande, die einer sofortigen abschlieBenden Entscheidung

entgegenstehen, nicht zu vertreten hat.

(4) Der Grund der Vorlaufigkeit ist in der Entscheidung anzugeben. Nach Abschluss der Ermittlungen ist eine
endgultige Entscheidung zu treffen. Auf Grund der vorlaufigen Entscheidung erbrachte Leistungen sind auf die
zustehende Leistung anzurechnen. Soweit mit der endgultigen Entscheidung ein Leistungsanspruch nicht oder
nur in geringerer Hohe zuerkannt wird und ein Erstattungsanspruch gegen einen anderen Leistungstrager nach
den §§ 102 bis 114 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch nicht in Betracht kommt, sind Leistungen, die auf
Grund der vorlaufigen Entscheidung erbracht worden sind, vom Empfanger zu erstatten. § 50 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch ist zu beachten.

§ 60 Anderungen und Ende von Leistungen
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(1) Andern sich aus tatsachlichen oder rechtlichen Griinden die Voraussetzungen fiir die Héhe einer Leistung nach
ihrer Feststellung, so wird die Leistung in neuer Hohe nach Ablauf des Kalendermonats gewahrt, in dem diese
Anderung eingetreten ist.

(2) Fallen aus tatsachlichen oder rechtlichen Grlinden die Anspruchsvoraussetzungen fur eine Leistung weg, so
wird die Leistung bis zum Ende des Kalendermonats gewahrt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen weggefallen
sind.

(3) Beruht die Minderung oder der Wegfall der Leistungen, deren H6he vom Einkommen beeinflusst wird, auf
einer Erhdhung dieses Einkommens, so tritt die Minderung oder der Wegfall mit dem Kalendermonat ein, in dem
das Einkommen sich erhdht hat.

(4) Leistungen werden bis zum Ende des Kalendermonats gewahrt, in dem die geschadigte Person verstorben ist,
die Zahlung von Dienstbezigen nach § 60 des Soldatenversorgungsgesetzes endet oder der Tod der geschadigten
Person nach dem Verschollenheitsgesetz erklart wurde. Kehrt die verschollene geschadigte Person zurlck, lebt
der Anspruch auf Leistungen nach diesem Gesetz wieder auf.

§ 61 Beginn der Leistungen an Hinterbliebene

(1) Die Leistungen an Hinterbliebene beginnen friihestens mit dem auf den Sterbemonat folgenden
Kalendermonat. Kinder, die nach dem Versterben der geschadigten Person geboren werden, erhalten Leistungen
vom ersten Tag des Geburtsmonats an.

(2) § 59 Absatz 2 gilt mit der MaRgabe entsprechend, dass der Antrag auf Gewahrung der Ausgleichszahlung
innerhalb eines Jahres nach dem schadigungsbedingten Tod der geschadigten Person zu stellen ist.

§ 62 Auszahlung, Geldleistungen

(1) In Erganzung zu § 47 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gilt § 118 Absatz 3 bis 4a des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch entsprechend.

(2) Alle laufenden Geldleistungen werden monatlich im Voraus geleistet, und zwar am letzten Arbeitstag des
Kalendermonats, der dem Kalendermonat vorausgeht, fur den sie bestimmt sind.

§ 63 Umrechnung von auslandischem Einkommen

(1) Ist Einkommen zu bertcksichtigen, das in fremder Wahrung erzielt wird, wird es nach dem Referenzkurs in
Euro umgerechnet, den die Europaische Zentralbank 6ffentlich bekannt gibt. Wird fur die fremde Wahrung von
der Europaischen Zentralbank ein Referenzkurs nicht veréffentlicht, wird das Einkommen nach dem von der
Deutschen Bundesbank ermittelten Mittelkurs fur die Wahrung des betreffenden Landes umgerechnet; fir Lander
mit differenziertem Kurssystem ist der Kurs fur den nichtkommerziellen Bereich zugrunde zu legen.

(2) Bei Berlcksichtigung von Einkommen ist in den Fallen, in denen der Beginn der Leistung oder der neu
berechneten Leistung in der Vergangenheit liegt, der Umrechnungskurs fur den Kalendermonat mafgebend,
in dem die Anrechnung des Einkommens beginnt. Bei Berlcksichtigung von Einkommen ist in den Fallen,

in denen der Beginn der Leistung oder der neu berechneten Leistung nicht in der Vergangenheit liegt, der
Umrechnungskurs fur den ersten Kalendermonat des Kalendervierteljahres mallgebend, das dem Beginn der
Berlicksichtigung von Einkommen vorausgeht. Uberstaatliches Recht bleibt unberthrt.

(3) Der angewandte Umrechnungskurs bleibt so lange malkgebend, bis

1. die Geldleistung zu andern ist,
2. sich das zu berlicksichtigende Einkommen andert oder
3. eine Kursveranderung von mehr als 10 Prozent gegeniber der letzten Umrechnung eintritt, jedoch nicht

vor Ablauf von drei Kalendermonaten.

(4) Die Kursveranderung nach Absatz 3 Nummer 3 sowie der neue Umrechnungskurs werden in entsprechender
Anwendung von Absatz 2 ermittelt.

§ 64 Pfandbarkeit von Anspriichen
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Anspruche auf Leistungen nach den §§ 11, 43 Absatz 1, §§ 44, 45, 50 und 83 Absatz 1 kdnnen nicht gepfandet
werden.

§ 65 Ruhensregelung

Soweit Anspriiche der geschadigten Person nach diesem Gesetz und Anspriiche der geschadigten Person aus
dem Beamtenverhaltnis nach der beamtenrechtlichen Unfallfirsorge auf derselben Ursache beruhen, ruhen
die Anspruche nach diesem Gesetz insoweit, als auf Grund derselben Ursache Anspriiche auf entsprechende
Leistungen nach den beamtenrechtlichen Vorschriften Uber die Unfallfirsorge bestehen.

§ 66 Zustandigkeit und Kostentragung beim Zusammentreffen von Anspriichen

Flr die Festsetzung nach § 6 Absatz 4 ist die Behorde zustandig, die auf Grund der weiteren Gesundheitsstérung
Uber Anspriiche entscheidet. Die durch das Hinzutreten einer weiteren Gesundheitsstorung verursachten Kosten
sind von dem Leistungstrager zu tragen, der fur die Entscheidung Uber Anspriiche auf Grund der weiteren
gesundheitlichen Schadigung zustandig ist.

§ 67 Fallmanagement

(1) Die zustandige Behdérde fuhrt auf Verlangen oder mit Einwilligung der geschadigten Person oder deren
Hinterbliebenen ein Fallmanagement durch.

(2) Das Fallmanagement ist die aktivierende und koordinierende Begleitung der geschadigten Person oder der
Hinterbliebenen im Verwaltungsverfahren. Erganzend sind die Vorschriften zum Verfahren bei einer Mehrheit von
Rehabilitationstragern nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch zu beachten.

§ 68 Erstattung von Leistungen durch offentlich-rechtliche Stellen

(1) Hat die zustandige Behdrde als Trager der Soldatenentschadigung Leistungen erbracht und stellt sich
nachtraglich heraus, dass eine andere 6ffentlich-rechtliche Stelle, die nicht Leistungstrager nach § 12 des Ersten
Buches Sozialgesetzbuch ist, zur Leistung verpflichtet gewesen ware, hat die zur Leistung verpflichtete Stelle die
Aufwendungen zu erstatten. Der Umfang der Erstattung richtet sich nach den Rechtsvorschriften, die fur die zur
Leistung verpflichtete Stelle gelten.

(2) Hat eine o6ffentlich-rechtliche Stelle, die nicht Leistungstrager nach § 12 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch
ist, Leistungen erbracht und stellt sich nachtraglich heraus, dass die zustandige Behérde als Trager

der Soldatenentschadigung zur Leistung verpflichtet gewesen ware, so hat die zustandige Behdrde der
Soldatenentschadigung die Aufwendungen zu erstatten. Der Umfang der Erstattung richtet sich nach den
Rechtsvorschriften dieses Gesetzes.

(3) In den Fallen der Absatze 1 und 2 werden Verwaltungskosten nicht erstattet.

§ 69 Erlass von Verwaltungsvorschriften

Das Bundesministerium der Verteidigung erlasst die zur Durchfihrung dieses Gesetzes notwendigen allgemeinen
Verwaltungsvorschriften.

§ 70 Zustandigkeit

(1) Die Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Gesetz erfolgt durch die Bundeswehrverwaltung. Diese ist Trager
der Soldatenentschadigung.
(2) Die Erbringung der folgenden Leistungen wird auf die Unfallversicherung Bund und Bahn Ubertragen:

1. Leistungen der medizinischen Versorgung nach Kapitel 3 Abschnitt 2 Unterabschnitt 1 und 2 und die
Leistungen der Hilfsmittelversorgung nach den Kapiteln 3 bis 5 fiir alle friheren Soldatinnen und Soldaten
nach § 31 Absatz 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch,

2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach Kapitel 4 fir geschadigte Personen, die sich nicht im
Wehrdienstverhaltnis befinden,

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 46 sowie
Leistungen der Wohnungshilfe.
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(3) Die Unfallversicherung Bund und Bahn kann mit Zustimmung des Bundesministeriums der Verteidigung
andere Sozialleistungstrager mit einer ihr obliegenden Aufgabe, beispielsweise mit der Berechnung und
Gewahrung des Krankengeldes der Soldatenentschadigung oder des Ubergangsgeldes, beauftragen. Die
Einzelheiten der Beauftragung einschlieRlich der Erstattung der Aufwendungen und Verwaltungskosten werden
durch Vereinbarung geregelt.

Abschnitt 2
Vorverfahren und Rechtsweg

§ 71 Vorverfahren

(1) § 78 des Sozialgerichtsgesetzes gilt mit der MaBgabe, dass

1. es eines Vorverfahrens auch dann bedarf, wenn das Bundesministerium der Verteidigung den
Verwaltungsakt erlassen hat,

2. das Bundesministerium der Verteidigung den Widerspruchsbescheid erlasst,

3. fur Soldatinnen und Soldaten, solange sie sich in einem Wehrdienstverhaltnis befinden, die

Wehrbeschwerdeordnung anzuwenden ist und die Beschwerde keine aufschiebende Wirkung hat.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann die Zustandigkeit fiir die Entscheidung im
Rechtsbehelfsverfahren durch allgemeine Anordnung auf eine andere Behérde Ubertragen. Die Anordnung ist im
Bundesgesetzblatt zu verdffentlichen.

§ 72 Rechtsweg und Vertretung

(1) Das Bundessozialgericht entscheidet im ersten und letzten Rechtszug tUber Klagen von

1. Soldatinnen und Soldaten, die dem Bundesnachrichtendienst angehéren oder angehdrt haben,
2. Hinterbliebenen der in Nummer 1 genannten Personen.

(2) Bei Rechtsstreitigkeiten in Angelegenheiten nach diesem Gesetz wird die Bundesrepublik Deutschland durch
die Bundesministerin oder den Bundesminister der Verteidigung vertreten. Diese oder dieser kann die Vertretung
durch allgemeine Anordnung an eine Behorde Ubertragen. Die allgemeine Anordnung ist im Bundesgesetzblatt zu
veroffentlichen.

Kapitel 13
Datenverarbeitung

§ 73 Ubermittlung zwischen der nach § 70 Absatz 1 zustiandigen Behorde und der Unfallversicherung
Bund und Bahn

Die im Rahmen der Aufgabenerfillung nach diesem Gesetz erhobenen und gespeicherten Sozialdaten diirfen
im Rahmen der Aufgabenerfiillung nach diesem Gesetz zwischen der nach § 70 Absatz 1 zustandigen Behérde
und der Unfallversicherung Bund und Bahn tibermittelt werden. Im Ubrigen gelten die Vorschriften des Zweiten
Kapitels des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch.

§ 74 Erhebung, Speicherung und Ubermittlung von Daten durch Arztinnen und Arzte, Zahnérztinnen
und Zahnarzte und Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten

Arztinnen und Arzte, Zahnéarztinnen und Zahnarzte sowie Psychologische Psychotherapeutinnen und
Psychologische Psychotherapeuten, die nach diesem Gesetz an der medizinischen Versorgung beteiligt sind,
erheben, speichern und tGbermitteln an die zustandige Behdrde oder die Unfallversicherung Bund und Bahn Daten
Uber die Behandlung und den Gesundheitszustand der geschadigten Person sowie andere personenbezogene
Daten, soweit dies fir Zwecke der medizinischen Versorgung und die Erbringung sonstiger Leistungen nach
diesem Gesetz einschlieRlich der Uberprifung der Leistungsvoraussetzungen und der Abrechnung der Leistungen
erforderlich ist. Ferner erheben, speichern und Ubermitteln sie die Daten, die fir ihre Entscheidung, eine
medizinische Versorgung durchzufihren, malgeblich waren, an die in Satz 1 genannten Stellen.

§ 75 Auskunftspflicht von Arztinnen und Arzten, Zahnarztinnen und Zahnirzten und
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten
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Arztinnen und Arzte, Zahnarztinnen und Zahnérzte sowie Psychologische Psychotherapeutinnen und
Psychologische Psychotherapeuten, die nicht an einer medizinischen Versorgung nach diesem Gesetz beteiligt
sind, sind verpflichtet, der nach § 70 Absatz 1 zustandigen Behérde und der Unfallversicherung Bund und

Bahn auf Verlangen Auskunft Gber die Behandlung, den Gesundheitszustand sowie tber Erkrankungen

und frahere Erkrankungen der geschadigten Person zu erteilen, soweit dies fur Zwecke der medizinischen
Versorgung und die Erbringung sonstiger Leistungen nach diesem Gesetz einschlieRlich der Uberpriifung

der Leistungsvoraussetzungen erforderlich ist. Das Auskunftsverlangen ist auf solche Erkrankungen oder auf
solche Bereiche von Erkrankungen zu beschranken, die mit der Wehrdienstbeschadigung in einem ursachlichen
Zusammenhang stehen kénnen. § 98 Absatz 2 Satz 2 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

§ 76 Auskunftspflicht der Krankenkassen und privaten Krankenversicherungen

Die nach § 70 Absatz 1 zustandige Behérde und die Unfallversicherung Bund und Bahn kénnen von

den Krankenkassen und privaten Krankenversicherungen, den Tragern der Unfallversicherung und der
Rentenversicherung Auskunft Gber die Behandlung, den Gesundheitszustand sowie tiber Erkrankungen und
frihere Erkrankungen der geschadigten Person verlangen, soweit dies fir die Feststellung von Anspriichen nach
diesem Gesetz erforderlich ist. Das Auskunftsverlangen zur Feststellung einer Gesundheitsstérung ist auf solche
Erkrankungen oder auf solche Bereiche von Erkrankungen zu beschranken, die mit der Wehrdienstbeschadigung
in einem ursachlichen Zusammenhang stehen kénnen.

§ 77 Ubermittlung innerhalb der Bundeswehr

(1) Die nach § 70 Absatz 1 zustéandige Behdrde teilt der nach dem Soldatengesetz fur die Fiihrung der
Gesundheitsakte zustandigen Stelle zum Zweck der Bewertung der medizinischen oder psychologischen Eignung
die Anerkennung der Schadigungsfolge und den Grad der Schadigungsfolgen mit.

(2) Truppenarztinnen und Truppenarzte, Vertragsarztinnen und Vertragsarzte der Bundeswehr,
Truppenzahnarztinnen und Truppenzahnarzte sowie Vertragszahnarztinnen und Vertragszahnarzte
der Bundeswehr sind berechtigt, der nach § 70 Absatz 1 zustandigen Behdérde Falle einer mdéglichen
Wehrdienstbeschadigung anzuzeigen.

§ 78 Auskunftsrecht

FUr die Auskunft an die geschadigte Person auf Grund ihres Auskunftsrechts nach Artikel 15 der Verordnung (EU)
2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natdrlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/
EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom
23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung Uber die nach den §§ 73 bis 77 Ubermittelten Angaben zu ihren
gesundheitlichen Verhaltnissen gilt § 25 Absatz 2 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.

Kapitel 14
Statistische Erhebungen

§ 79 Statistik

(1) Die zustandige Behérde ist im Rahmen der Aufgabenerfiillung nach diesem Gesetz befugt, statistische Daten
zum Umfang und zur Qualitat der Aufgabenerledigung zu erheben und als amtliche Statistik zu veréffentlichen.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung
des Bundesrates bedarf, das Nahere Uber die zu erhebenden Merkmale und die Durchfiihrung des Verfahrens,
insbesondere Erhebung, Ubermittlung und Speicherung der erhobenen Daten zu regeln. Die erhobenen Daten
diirfen ausschlieBlich fur statistische Zwecke verwendet werden. Die Vorschriften der Geheimhaltung nach

§ 16 des Bundesstatistikgesetzes gelten entsprechend. Das Statistikgeheimnis ist durch technische und
organisatorische MaBnahmen der Trennung zwischen statistischen und nichtstatistischen Aufgaben einzuhalten.

Kapitel 15
Ubergangsvorschriften und Fortgeltung

§ 80 Grundsatze

(1) Personen, die im Dezember 2024 Leistungen nach § 80 des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31.
Dezember 2024 geltenden Fassung erhalten und deren Anspriiche vor dem 1. Januar 2025 unanfechtbar
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festgestellt sind, erhalten diese Leistungen weiter nach MaRgabe des Kapitels 15. Kurzfristige Unterbrechungen
im Leistungsbezug unmittelbar vor dem 31. Dezember 2024 lassen die Anspriche auf Leistungen nach Satz 1
unberihrt.

(2) Uber einen bis zum 31. Dezember 2024 gestellten und nicht bestandskréaftig beschiedenen Antrag auf
Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz ist nach dem
zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Recht zu entscheiden. Bei rickwirkender Leistungsfeststellung und
Leistungsgewahrung fur Dezember 2024 werden die Berechtigten so gestellt, als hatten sie die Geldleistung im
Dezember 2024 bezogen.

(3) Geldleistungen nach § 11 erhalten die Personen, deren Anspriche vor dem 1. Januar 2025 unanfechtbar
festgestellt worden sind und die

1. im Dezember 2024 ausschlieBlich Leistungen nach § 85 oder § 80 in Verbindung mit § 108 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 bis 3 des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung oder

2. Leistungen nach § 80 in Verbindung mit § 108 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des
Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung sowie
Berufsschadensausgleich nach § 80 des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2024
geltenden Fassung in Verbindung mit § 30 des Bundesversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2023
geltenden Fassung

erhalten. Die bisher anerkannten Schadigungsfolgen sowie die Bemessung des Grades der Schadigungsfolgen fur
die Entscheidung Uber die Leistungen gelten als rechtsverbindlich festgestellt. Fihrt die Anwendung des § 11 zu
geringeren Leistungen, werden mindestens die Leistungen in Héhe eines monatlichen Gesamtbetrages nach § 83
Absatz 1 erbracht.

(4) Hinterbliebene, die im Dezember 2024 ausschlieSlich Leistungen nach § 80 in Verbindung mit § 108

Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und 5 des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2024 geltenden
Fassung erhalten und deren Anspriche vor dem 1. Januar 2025 unanfechtbar festgestellt worden sind, erhalten
Geldleistungen nach § 43 Absatz 1 oder § 44. Fihrt die Anwendung des § 43 Absatz 1 oder des § 44 zu geringeren
Leistungen, werden mindestens die Leistungen in Hohe eines monatlichen Gesamtbetrages nach § 83 Absatz

1 erbracht. Satz 1 gilt nicht flr Waisen, die im Dezember 2024 Leistungen nach § 80 in Verbindung mit § 108
Absatz 1 des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung in Verbindung mit
§ 45 Absatz 3 Satz 1 Buchstabe d des Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden
Fassung erhalten.

§ 81 Leistungen der Heil- und Krankenbehandlung

(1) Personen, deren Anspruch auf Heilbehandlung nach § 80 des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31.
Dezember 2024 geltenden Fassung in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des Bundesversorgungsgesetzes in der bis
zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung unanfechtbar festgestellt worden ist, erhalten ab dem 1. Januar 2025
Leistungen der medizinischen Versorgung nach Kapitel 3.

(2) Personen, deren Anspriiche auf einzelne Leistungen der Heil- oder Krankenbehandlung nach dem
Soldatenversorgungsgesetz in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung in Verbindung mit dem
Bundesversorgungsgesetz in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung bis zum 31. Dezember 2024
unanfechtbar festgestellt worden sind, erhalten diese Leistungen in dem bewilligten Umfang weiter, langstens
jedoch bis zum 31. Dezember 2025. Personen, deren Anspriiche auf einzelne Leistungen nach den §§ 82 und

83 des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung in Verbindung mit

dem Bundesversorgungsgesetz in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung bis zum 31. Dezember
2024 bestandskraftig festgestellt worden sind, erhalten diese Leistungen in dem bewilligten Umfang weiter,
langstens jedoch bis zum 31. Dezember 2027. Eine Verlangerung Uber den Drei-Jahres-Zeitraum hinaus ist nicht
zulassig. Dies gilt auch fur Anspriche auf einzelne Leistungen der Heil- oder Krankenbehandlung, die bis zum
31. Dezember 2024 beantragt, aber noch nicht bestandskraftig beschieden worden sind. Die Anpassung des
Versorgungskrankengeldes nach § 83 Absatz 1 des Soldatenversorgungsgesetzes erfolgt nach § 70 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch.

(3) Personen mit Wohnsitz im Inland, die bis zum 31. Dezember 2024 Heil- oder Krankenbehandlung fiir
Nichtschadigungsfolgen nach § 80 des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2024 geltenden
Fassung in Verbindung mit § 10 Absatz 2 sowie 4 bis 6 des Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum

31. Dezember 2023 geltenden Fassung erhalten, haben Anspruch auf Leistungen bei Krankheit durch die
gesetzliche Krankenkasse nach dem Dritten Kapitel des Flinften Buches Sozialgesetzbuch. Die Leistungen
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werden ohne Kostenbeteiligung als Dienst- und Sachleistung zur Verfigung gestellt. Der Anspruch nach Satz

1 ruht fUr die Dauer einer Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung. Personen, die Leistungen
nach Satz 1 in Anspruch nehmen, haben die Berechtigung entsprechend § 15 Absatz 2 bis 6 des Finften

Buches Sozialgesetzbuch nachzuweisen. Personen mit Wohnsitz oder gewéhnlichem Aufenthalt im Ausland,

die bis zum 31. Dezember 2024 Heil- oder Krankenbehandlung fir Nichtschadigungsfolgen nach § 80 des
Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung in Verbindung mit § 10 Absatz
2 sowie 4 bis 6 des Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung erhalten,
haben Anspruch auf Leistungen bei Krankheit nach dem Dritten Kapitel des Flinften Buches Sozialgesetzbuch
ohne Kostenbeteiligung durch die zustéandige Behdrde in entsprechender Anwendung des § 52.

(4) Die Leistung nach Absatz 3 Satz 1 wird von der entsprechend § 173 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch
gewahlten Krankenkasse erbracht. § 175 Absatz 4 Satz 1 bis 5 des Finften Buches Sozialgesetzbuch gilt
entsprechend. Die Berechtigten erhalten von der gewahlten Krankenkasse eine elektronische Gesundheitskarte
nach § 291 des Funften Buches Sozialgesetzbuch.

(5) Den Krankenkassen werden von der zustandigen Behdrde nach § 70 Absatz 1 halbjahrlich die Aufwendungen
erstattet, die ihnen durch die Ubernahme der Leistungen nach den Absatzen 2 und 3 entstehen. Als angemessene
Verwaltungskosten werden ihnen von der zustandigen Behdrde halbjahrlich 5 Prozent des Erstattungsbetrags
nach Satz 1 erstattet.

§ 82 Berufsschadensausgleich

Personen, die im Dezember 2024 Berufsschadensausgleich nach § 30 Absatz 3 bis 12 des
Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung beziehen, erhalten weiterhin
einen Betrag, der dem um 25 Prozent erhdhten Betrag des Berufsschadensausgleichs entspricht. Die Zahlung
nach Satz 1 vermindert sich mit dem Erreichen der Regelaltersgrenze um 50 Prozent. Dies gilt nicht, wenn die
Zahlung nach Satz 1 bereits wegen Erreichens der Regelaltersgrenze gemindert wurde. § 13 gilt entsprechend.
Ein Anspruch auf Zahlung eines Erwerbsschadensausgleichs nach § 37 besteht nicht, wenn die Zahlung nach Satz
1 bezogen wird.

§ 83 Geldleistungen

(1) Personen, die im Dezember 2024 folgende einkommensunabhangige Geldleistungen beziehen, erhalten einen
monatlichen Gesamtbetrag, der sich aus der Summe dieser Geldleistungen ergibt:

1 die Grundrente nach § 31 Absatz 1 Satz 1 des Bundesversorgungsgesetzes,

2 die Alterszulage nach § 31 Absatz 1 Satz 2 des Bundesversorgungsgesetzes,

3. die Schwerstbeschadigtenzulage nach § 31 Absatz 4 des Bundesversorgungsgesetzes,

4 die Leistungen nach den §§ 38, 40, 42, 43, 45 und 46 des Bundesversorgungsgesetzes,

5. der Pflegeausgleich nach § 40b des Bundesversorgungsgesetzes.

Ist eine Rente nach § 72 oder § 78a des Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden
Fassung oder nach § 1 Absatz 1 der Rentenkapitalisierungsgesetz-KOV vom 27. April 1970 (BGBI. 1 S. 413)
kapitalisiert, verringert sich der Betrag nach Satz 1 wahrend des Abfindungszeitraums um den kapitalisierten
Betrag.

(2) Personen, die im Dezember 2024 folgende einkommensabhangige Geldleistungen beziehen, erhalten einen
monatlichen Gesamtbetrag, der sich aus der Summe dieser Geldleistungen ergibt:

1 die Ausgleichsrente nach den §§ 32, 34, 41 und 47 des Bundesversorgungsgesetzes,

2 der Ehegattenzuschlag nach § 33a des Bundesversorgungsgesetzes,

3. der Kinderzuschlag nach § 33b des Bundesversorgungsgesetzes,

4 der Schadensausgleich nach § 40a des Bundesversorgungsgesetzes sowie

5 die Elternrente nach den §§ 49 bis 52 des Bundesversorgungsgesetzes.

Der so errechnete Gesamtbetrag wird um 25 Prozent erhdht. Wird an eine Witwe oder einen Witwer die Leistung
nach Satz 1 gewahrt, besteht kein Anspruch auf eine zusatzliche Ausgleichszahlung nach § 43 Absatz 3.

(3) Personen, die im Dezember 2024 Witwen- oder Waisenbeihilfe nach § 48 des Bundesversorgungsgesetzes
beziehen, erhalten ab dem 1. Januar 2025 monatlich 125 Prozent dieser Geldleistungen. § 80 Absatz 4 und § 85
gelten nicht.
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(4) Bei der Berechnung der einkommensabhangigen Leistungen nach den Absatzen 2 und 3 bleiben
Anrechnungen von einmaligen Leistungen unberlcksichtigt. Bei der Feststellung der Geldleistungen nach den
Absatzen 1 bis 3 bleiben Betrage unberlcksichtigt, die nach § 65 des Bundesversorgungsgesetzes zum Ruhen der
Versorgungsleistungen gefiihrt haben.

(5) Die Anspriche nach den Absatzen 1 bis 3 erldschen

1. bei Witwen und Witwern durch Wiederverheiratung einer Witwe oder eines Witwers,

2. bei Waisen durch Wegfall der Voraussetzungen nach § 45 des Bundesversorgungsgesetzes.

(6) Der Betrag nach Absatz 2 verringert sich um
1. den Anteil des Ehegattenzuschlags nach § 33a des Bundesversorgungsgesetzes sowie
2. den Anteil des Kinderzuschlags nach § 33b des Bundesversorgungsgesetzes,

wenn die Anspruchsvoraussetzungen der Leistungen dem Grunde nach wegfallen. Der Betrag nach
Absatz 2 verringert sich nicht, wenn die Voraussetzungen auf Grund einer Neufestsetzung des Grades der
Schadigungsfolgen nach § 86 wegfallen.

(7) Die nach den Absatzen 1 bis 3 errechneten Betrage werden jahrlich nach § 13 angepasst.

§ 84 Befristete oder auf Zeit erbrachte Leistungen

(1) Personen, die im Dezember 2024 eine befristete Geldleistung oder eine befristete Sachleistung nach dem
Soldatenversorgungsgesetz in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz erhalten haben oder denen eine
solche Leistung nach dem 1. Januar 2025 bewilligt worden ist, erhalten diese Leistungen langstens bis zum 31.
Dezember 2033 weiter, wenn

1. sie binnen zwei Wochen nach Ablauf der Befristung die Weiterbewilligung der Leistung beantragen und

2. die Voraussetzungen, die nach dem Soldatenversorgungsgesetz in Verbindung mit dem
Bundesversorgungsgesetz gegolten haben, weiterhin vorliegen.

(2) Leistungen nach Absatz 1 sind insbesondere folgende Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz in der
am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung:

1. Hilfe zur Pflege nach § 26¢ des Bundesversorgungsgesetzes,

2. Leistungen zur Weiterfihrung des Haushalts nach § 26d des Bundesversorgungsgesetzes fur
Hinterbliebene,

Erziehungsbeihilfe nach § 27 des Bundesversorgungsgesetzes,
Erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27a des Bundesversorgungsgesetzes sowie

Eingliederungshilfe fir Menschen mit Behinderungen nach § 27d Absatz 1 Nummer 3 des
Bundesversorgungsgesetzes.

(3) Soweit die Weiterbewilligung der Leistung fur Zeiten ab dem 1. Januar 2025 beantragt wird, richtet sich

der Einsatz von Einkommen und Vermdgen nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach der Verordnung zur
Kriegsopferfirsorge jeweils in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung. Soweit es flr die berechtigte Person
glnstiger ist, richtet sich der Einsatz von Einkommen und Vermégen mit der MaBgabe nach Satz 1, dass

1. an die Stelle der Einkommensgrenze nach § 25e Absatz 1 des Bundesversorgungsgesetzes in der am 31.
Dezember 2023 geltenden Fassung die Einkommensgrenze nach § 107 Absatz 1 des Vierzehnten Buches
Sozialgesetzbuch tritt,

2. an die Stelle des Grundbetrags nach § 26¢ Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 des Bundesversorgungsgesetzes in
der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung ein Betrag in Hdhe des Vierfachen der Regelbedarfsstufe 1
nach der Anlage zu § 28 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch tritt,

3. an die Stelle des Grundbetrags nach § 26¢ Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Bundesversorgungsgesetzes in
der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung ein Betrag in Héhe des Achtfachen der Regelbedarfsstufe 1
nach der Anlage zu § 28 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch tritt,
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4, an die Stelle der Einkommensfreibetrage nach der Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge in der am
31. Dezember 2023 geltenden Fassung die Einkommensfreibetrage der Verordnung nach § 109 des
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch treten und

5. bei der Ermittlung der Vermdgensschonbetrage nach § 25f des Bundesversorgungsgesetzes in der am 31.
Dezember 2023 geltenden Fassung anstelle des Betrages von

a) 40 Prozent des Bemessungsbetrages ein Betrag in Hohe des 40-Fachen der Regelbedarfsstufe 1
nach der Anlage zu § 28 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch zugrunde gelegt wird,

b) 35 Prozent des Bemessungsbetrages ein Betrag in Hohe des 35-Fachen der Regelbedarfsstufe 1
nach der Anlage zu § 28 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch zugrunde gelegt wird,

) 20 Prozent des Bemessungsbetrages ein Betrag in Hohe des 20-Fachen der Regelbedarfsstufe 1
nach der Anlage zu § 28 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch zugrunde gelegt wird und

d) 2 Prozent des Bemessungsbetrages ein Betrag in Hohe des Zweifachen der Regelbedarfsstufe 1
nach der Anlage zu § 28 des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch zugrunde gelegt wird.

(4) Fir den Einsatz von Einkommen und Vermdgen bei der Erbringung der Leistungen der Eingliederungshilfe flir
Menschen mit Behinderungen nach Absatz 2 Nummer 5 gilt § 27d Absatz 5 des Bundesversorgungsgesetzes in der
am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung.

§ 85 Wahlrecht

(1) Personen, deren Anspriche nach dem Soldatenversorgungsgesetz in Verbindung mit dem
Bundesversorgungsgesetz in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung vor dem 1. Januar 2025
unanfechtbar festgestellt worden sind und die nicht unter den Anwendungsbereich des § 80 Absatz 3 oder

4 fallen, kénnen anstelle der Leistungen nach § 83 Absatz 1 und 2 Geldleistungen nach den 8§ 11 und 43
Absatz 1 und 2 sowie nach § 44 oder § 45 erhalten. Bei geschadigten Personen gelten die bisher anerkannten
Schadigungsfolgen sowie die Bemessung des Grades der Schadigungsfolgen fur die Entscheidung Uber die
Leistungen als rechtsverbindlich festgestellt.

(2) Das Wahlrecht ist innerhalb von zwdlf Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auszulben, spatestens
jedoch sechs Monate nach der Bestandskraft der letzten nach § 80 Absatz 2 ergangenen Entscheidung. Die
Wahlentscheidung wirkt zurtck auf den 1. Januar 2025. Bereits erbrachte Leistungen nach § 83 werden
angerechnet. Die Wahlentscheidung ist unwiderruflich, bedarf der Schriftform und ist gegenlber der zustandigen
Behodrde zu erklaren.

§ 86 Neufeststellung

(1) Die Neufeststellung der Anspruchsberechtigung und des Grades der Schadigungsfolgen erfolgt auf Antrag und
richtet sich nach diesem Gesetz. Eine Neufeststellung kann auch von Amts wegen erfolgen.

(2) Ware nach Durchflihrung des Verfahrens nach Absatz 1 die Geldleistung nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 zu
erhéhen oder zu mindern, wird der Betrag nach § 83 Absatz 1 flr jeden Zehnergrad der Anderung des Grades der
Schadigungsfolgen um den entsprechenden Anteil erhéht oder gemindert.

(3) Werden bei einer Neufeststellung von Pflegeleistungen auf Grund der Rechtsanderung in § 17 keine

oder geringere Geldleistungen festgestellt, so werden mindestens die vor der Neufeststellung bezogenen
Geldleistungen nach den Vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2024 geltenden
Fassung in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung
weiter erbracht. Dies gilt nicht fur den Fall, dass keine oder geringere Pflegeleistungen festgestellt werden, weil
bei der zu pflegenden Person tatséchliche Anderungen eingetreten sind.

§ 87 Anrechnungsvorschrift
Die Geldleistung nach § 83 bleibt bei anderen Sozialleistungen und bei den Leistungen nach dem

Asylbewerberleistungsgesetz als Einkommen unbertcksichtigt, soweit sie den Betrag von 1 209 Euro nicht
Uberschreitet. § 13 gilt entsprechend.

§ 88 Pflegeausgleich

Witwen und Witwer erhalten einen monatlichen Pflegeausgleich, wenn
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die geschadigte Person schadigungsbedingt pflegebedirftig war,
sie die geschadigte Person wahrend ihrer Ehe bereits vor dem 1. Januar 2025 gepflegt haben,

die Pflegezeit insgesamt mehr als zehn Jahre betragen hat und
sie nicht eine monatliche Geldleistung nach § 83 Absatz 1 erhalten, in der eine Geldleistung nach § 83
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 enthalten ist.

Der monatliche Pflegeausgleich betragt flr jedes Jahr der Gber zehn Jahre hinausgehenden Pflegezeit 20 Euro.
Kalendermonate, in denen die Pflege nicht unentgeltlich geleistet wurde, werden dabei nicht mitgezahlt. Die

anzurechnende Gesamtpflegezeit wird auf volle Jahre aufgerundet.

e

§ 89 Ausgleichszahlung fiir Witwen und Witwer bei nicht schadigungsbedingtem Tod

(1) Witwen und Witwer einer nicht schadigungsbedingt verstorbenen geschadigten Person erhalten eine
monatliche Ausgleichszahlung, wenn

1. die Schadigung bereits vor dem 1. Januar 2025 eingetreten ist,
2. die Ehe bereits vor dem 1. Januar 2025 bestand,
3. die Witwe oder der Witwer keine monatliche Geldleistung nach § 83 Absatz 3 erhalt und
4 die geschadigte Person Anspruch hatte
a) im Zeitpunkt ihres Todes

aa) auf eine Leistung nach § 83 Absatz 1 oder § 11 Absatz 1, der ein Grad der
Schadigungsfolgen von 100 zu Grunde liegt, oder

bb)  auf Pflegegeld nach § 17 oder

b) mindestens flinf Jahre auf Berufsschadensausgleich nach § 80 des Soldatenversorgungsgesetzes
in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung in Verbindung mit § 30 des
Bundesversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung oder nach § 82.

(2) Die monatliche Ausgleichszahlung betragt

1. far Witwen und Witwer von geschadigten Personen mit einem Grad der Schadigungsfolgen von unter 100:
500 Euro,

2. far Witwen und Witwer von geschadigten Personen mit einem Grad der Schadigungsfolgen von 100: 750
Euro.

(3) Berechtigte nach Absatz 1 erhalten auf Antrag anstelle der monatlichen Ausgleichszahlung eine einmalige
Abfindung. Der Antrag ist innerhalb eines Jahres nach Bewilligung der Ausgleichszahlung zu stellen.

(4) Die Abfindung betragt
1. bei einem Anspruch auf die monatliche Ausgleichszahlung nach Absatz 2 Nummer 1: 60 000 Euro,

2. bei einem Anspruch auf die monatliche Ausgleichszahlung nach Absatz 2 Nummer 2: 90 000 Euro.
(5) Auf die Abfindung sind bereits geleistete monatliche Ausgleichszahlungen anzurechnen. Mit der Zahlung der

Abfindung sind alle Anspriche auf die monatlichen Ausgleichszahlungen bei nicht schadigungsbedingtem Tod
abgegolten.

- Seite 35 von 35 -



	Gesetz über die Entschädigung der Soldatinnen und Soldaten (Soldatenentschädigungsgesetz - SEG)
	Fußnote
	Inhaltsübersicht 
	Kapitel 1Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Persönlicher Geltungsbereich
	§ 2 Begriffsbestimmungen
	§ 3 Wehrdienstbeschädigung
	§ 4 Besondere Fallgestaltungen
	§ 5 Anerkennung der Schädigungsfolgen
	Fußnote

	§ 6 Grad der Schädigungsfolgen
	Fußnote

	§ 7 Leistungen der Soldatenentschädigung
	§ 8 Antragserfordernis
	§ 9 Anspruchskonkurrenz
	§ 10 Verhältnis zu Leistungen anderer Träger

	Kapitel 2Ausgleich für gesundheitliche Schädigungsfolgen
	§ 11 Ausgleich für gesundheitliche Schädigungsfolgen
	§ 12 Abfindung
	§ 13 Höhe und Zeitpunkt der Anpassung, Verordnungsermächtigung

	Kapitel 3Leistungen der medizinischen Versorgung
	Abschnitt 1Medizinische Versorgung während des Wehrdienstverhältnisses
	§ 14 Medizinische Versorgung

	Abschnitt 2Medizinische Versorgung außerhalb des Wehrdienstverhältnisses
	Unterabschnitt 1Grundsatz und Leistungen
	§ 15 Grundsätze der medizinischen Versorgung
	§ 16 Katalog der Leistungen der medizinischen Versorgung
	§ 17 Leistungen bei Pflegebedürftigkeit
	§ 18 Leistungen zur Mobilität
	Fußnote


	Unterabschnitt 2Krankengeld der Soldatenentschädigung
	§ 19 Krankengeld der Soldatenentschädigung
	§ 20 Berechnung und Höhe des Krankengeldes der Soldatenentschädigung
	§ 21 Beginn und Ende des Krankengeldes der Soldatenentschädigung
	§ 22 Krankengeld der Soldatenentschädigung bei Wiedererkrankung
	§ 23 Ruhen des Anspruchs auf Krankengeld der Soldatenentschädigung
	§ 24 Kürzung des Krankengeldes der Soldatenentschädigung
	§ 25 Soziale Sicherung der Bezieher von Krankengeld der Soldatenentschädigung

	Unterabschnitt 3Kostenerstattung
	§ 26 Erstattung der Kosten selbstbeschaffter Maßnahmen der medizinischen Versorgung
	§ 27 Erstattung von Kosten für medizinische Versorgung bei vorübergehendem Auslandsaufenthalt

	Kapitel 4Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
	Abschnitt 1Grundsatz und Leistungen
	§ 28 Voraussetzungen
	§ 29 Umfang der Leistungen
	§ 30 Übergangsgeld bei Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
	§ 31 Soziale Sicherung der Bezieher von Übergangsgeld

	Abschnitt 2Ergänzende Leistungen
	§ 32 Ergänzende Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

	Kapitel 5Soziale Teilhabe und besondere Leistungen im Einzelfall
	§ 33 Leistungen zur Sozialen Teilhabe und ergänzende Leistungen
	§ 34 Leistungen der Eingliederungshilfe
	§ 35 Leistungen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten
	§ 36 Leistungen in sonstigen Lebenslagen

	Kapitel 6Erwerbsschadensausgleich
	§ 37 Anspruch auf Erwerbsschadensausgleich
	§ 38 Derzeitiges Einkommen
	§ 39 Referenzeinkommen
	§ 40 Dauer des Bezugs von Erwerbsschadensausgleich
	§ 41 Soziale Sicherung der Erwerbsschadensausgleichsempfänger

	Kapitel 7Leistungen an Hinterbliebene
	§ 42 Anspruchsvoraussetzungen
	Fußnote

	§ 43 Ausgleichszahlung an Witwen und Witwer
	§ 44 Ausgleichszahlung an Waisen
	§ 45 Ausgleichszahlung an Eltern
	§ 46 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für Witwen und Witwer

	Kapitel 8Überführung und Bestattung
	§ 47 Überführung
	§ 48 Bestattung

	Kapitel 9Sterbegeld
	§ 49 Sterbegeld

	Kapitel 10Sonstige Vorschriften
	§ 50 Ausgleichszahlung an Partnerinnen und Partner einer verfestigten Lebensgemeinschaft
	§ 51 Erstattung von Kosten für psychotherapeutische Leistungen in besonderen Fällen
	§ 52 Leistungen bei Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland für geschädigte Personen, die sich nicht in einem Wehrdienstverhältnis befinden
	§ 53 Schadensersatz
	§ 54 Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen
	§ 55 Ansprüche gegen Schadensersatzpflichtige
	§ 56 Erstattung des fortgezahlten Arbeitsentgelts an den privaten Arbeitgeber

	Kapitel 11Härtefallregelung
	§ 57 Ausgleich in Härtefällen

	Kapitel 12Verfahrensvorschriften
	Abschnitt 1Allgemeine Verfahrensvorschriften
	§ 58 Beweiserhebung und Beweiserleichterung
	§ 59 Leistungsbeginn und vorläufige Entscheidung
	§ 60 Änderungen und Ende von Leistungen
	§ 61 Beginn der Leistungen an Hinterbliebene
	§ 62 Auszahlung, Geldleistungen
	§ 63 Umrechnung von ausländischem Einkommen
	§ 64 Pfändbarkeit von Ansprüchen
	§ 65 Ruhensregelung
	§ 66 Zuständigkeit und Kostentragung beim Zusammentreffen von Ansprüchen
	§ 67 Fallmanagement
	§ 68 Erstattung von Leistungen durch öffentlich-rechtliche Stellen
	§ 69 Erlass von Verwaltungsvorschriften
	§ 70 Zuständigkeit

	Abschnitt 2Vorverfahren und Rechtsweg
	§ 71 Vorverfahren
	§ 72 Rechtsweg und Vertretung

	Kapitel 13Datenverarbeitung
	§ 73 Übermittlung zwischen der nach § 70 Absatz 1 zuständigen Behörde und der Unfallversicherung Bund und Bahn
	§ 74 Erhebung, Speicherung und Übermittlung von Daten durch Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte und Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten
	§ 75 Auskunftspflicht von Ärztinnen und Ärzten, Zahnärztinnen und Zahnärzten und Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten
	§ 76 Auskunftspflicht der Krankenkassen und privaten Krankenversicherungen
	§ 77 Übermittlung innerhalb der Bundeswehr
	§ 78 Auskunftsrecht

	Kapitel 14Statistische Erhebungen
	§ 79 Statistik

	Kapitel 15Übergangsvorschriften und Fortgeltung
	§ 80 Grundsätze
	§ 81 Leistungen der Heil- und Krankenbehandlung
	§ 82 Berufsschadensausgleich
	§ 83 Geldleistungen
	§ 84 Befristete oder auf Zeit erbrachte Leistungen
	§ 85 Wahlrecht
	§ 86 Neufeststellung
	§ 87 Anrechnungsvorschrift
	§ 88 Pflegeausgleich
	§ 89 Ausgleichszahlung für Witwen und Witwer bei nicht schädigungsbedingtem Tod



